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hervor, daß es zunächſt nur auf den preußiſchen Staat berechnet iſt. 
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Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
u en Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 13. Februar 180 5. 


Preuſen. 


0. C. Candtags⸗Verhandlungen. 
8. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (11. Febr.). 

Eröffnung 10 Uhr 20 Minuten. Die Tribünen ſind ſtark beſetzt. Am 
Miniſtertiſche: Graf Itzenplitz, v. Bodelſchwingh und Graf zur Lippe; als 
Reg.⸗Commiſſarien Geh. Juſtizrath Pape, Reg.⸗Rath Herzog, Geh. Ober⸗ 
Reg.⸗Rath v. Ribbeck und Geh. Finanzrath Wolny. 

Nach kurzen geſchäftlichen Bemerkungen theilt der Präſident Grabow 
mit, daß in den letzten Tagen eine große Anzahl von Zuſtimmungs⸗Adreſſen 
aus allen Theilen der Monarchie an das Haus eingetroffen ſei. Eine der⸗ 
jeher aus Köln, fei von einer beſonderen Commiſſion überbracht worden. 

ie Wahlmänner Kölns, fährt der Redner fort, haben der Adreſſe ein be⸗ 
ſonderes Ehrengeſchenk, eine Bürgerkrone, beſtehend in einem ſilbernen Kranze, 
für mich beigefügt. Ich habe nur im Namen der Majorität dieſes Hauſes, 
deren Anſchauungen ich Ausdruck gegeben, dies Chrengeſchenk entgegen⸗ 
game: Gleichzeitig bat ein rheiniſcher Dichter mir in einer poeliſchen 

abe die Gefühle der kölner Bürgerſchaft ausgeſprochen, und ich freue mich, 
darin die Verfaſſungstreue zu finden, deren Hüter ich fein muß. Ich werde 
beide Andenken als ewige Erinnerungszeichen aufbewahren. — Nachdem der 
zent hierauf die ſämmtlichen Orte verleſen, aus denen Zuſtimmungs⸗ 

reſſen und Telegramme angekommen, und mitgetheilt, daß dieſelben far 
die Abgeordneten im Bureau des Hauſes ausgelegt ſeien, ſchließt derſelbe: 
Ich betrachte dieſe Telegramme und Adreſſen als mein Privateigenthum und 
werde ſie, nachdem ſie ausgelegen haben, für mich zurücknebmen und mit 
jenen Ehrengeſchenken zu ſtetem Andenken aufbewahren. — Vor Eintritt in 
die Tagesordnung erhält hierauf das Wort: 

Der Handelsminiſter Graf v. Itzenplitz: Ich erlaube mir, einen Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Abänderung zweier Paragraphen der Bankordnung, 
bier einzubringen. Die Geſchäfte der preußiſchen Bank haben ſich im Laufe 
der Jahre außerordentlich ausgedehnt. Ich darf in dieſer Beziehung nur 
eine Zahl nennen. Die frühere Bankordnung war auf eine Annahme von 
20 Millionen berechnet. Durch das ſpätere Geſetz aus den fänfziger Jahren 
wurde die Aufnahme von Einlagen und die Bebandlung der Geſchöfte in 
dieſer Hinſicht r ei gm Jahre 1864 hat die Anlage der Bank ges 
ſchwankt z viſchen 106 und 131 Millionen, obne daß irgend etwas an den 
unwandelbaren Principien einer ſicheren Behandlung der Bankgeſchäfte ge⸗ 
ändert wäre. Es ſchien nun wünſchenswerth, die Thätigkeit der Bank auch 
auf andere als preußiſche Plätze in Deutſchland auszudehnen. 

Es iſt kein § in der Bank Ordnung, der dies verbietet. Es geht aber 
aus der Faſſung des ganzen Geſetzes, namentlich aber aus den 88 2 32 5 
Bevor 

dieſer Beziehung etwas geſchehen konnte, war es nöthig, die eigene Ber: 
tretung der Bank zu hören, den Centralausſchuß und die General Verſamm⸗ 
lung der Meiſtbetheiligten. Beide Körperſchaſten kaben ſich einſtimmig und 
ich darf ſagen, mit Applaus für die beabſichtigte Maßregel erklärt. Ich bi te 
das Haus, möglihft bald dem Geſetz⸗Entwurf die Zuſtimmung zu ertheilen, 
damit ich recht bald die nöthigen weiteren Schritte thun kann. 

Abg. Reichenheim beantragt, das Haus möge bei der Dringlichkeit der 
Angelegenheit ſofort in die Schlußberathung über den Gegenſtand eintreten, 

Abg. v. Rönne Wozu haben wir Fach⸗Commiſſionen, wenn bei jeder 
Vorlage eine beſo de,e Commiſſton erwöhlt wer en ſoll. Die Dringlichkeit 
ift kein Grund, wir haben bewieſen, daß wir in der Handels⸗Commiſſion 
unſere Arbeiten beſchleunigen können. 5 

Abg. v. d. Heydt unterſtützt den Antrag des Abg. Reichenheim; der 
Präſident Grabow dagegen iſt fürden Weg, welch nder Handels miniſter vor, 

eſchlagen. Nachdem der Präſident bemerkt, daß es bei der Dringlichkeit der 


Sache ſich jedenfalls empfehle, der mit Arbeit überhäuften Handels⸗Con miſſion 


dieſe Arbeit abzunehmen, wird der Antrag des Abgeordneten Reichenheim 
einſtimmig angenommen, worauf zum Referenten über den Geſetzent⸗Entwurf 


der „Reichenheim und zum Correferenten der Abg. v. d. Heydt ernannt 


wird. E erhält ferner vor der Tagesordung das Wort: 

Der Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Auf Grund allerhöchſter 
Ermächtigung bringe ich einen Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Aufhebung der 
Steuer von dem im Lande erzeugten Wein ein. Es iſt bereits bei Gelegen⸗ 

eit der Handelsverträge genügend zur Sprache gekommen, daß der darin 
ulinte Wegfall der Wen⸗Uebergangs⸗Zölle im Bereiche der Zollvereins⸗ 
Staaten als Conſequenz mit ſich bringe, daß die jetzt beantragte Steuerauf⸗ 
heburg eintrete. Ich hebe nur noch hervor, daß nach § 2 des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs auch die ſchon in die Regiſter der Steuer⸗Behörden in Soll geſtellten 
Beträge geſtrichen werden, ſo weit ſie nicht bis zum 1. Juli 1865 wirklich 
zur Hebung gelangt find, 

Von verſchiedenen Seiten wird der Antrag auf Schlußberathung auch 
für dieſe Vorlage geſtellt. Dagegen vom Abg. Graf Schwerin im Intereſſe 
der gründlichen Prüfung und dom Abg. Virchow mit Rückſicht darauf, 
daß dieſe Vorlage mit den Zollvereinsverträgen zuſammen erledigt werden 
muß und daher am beſten und natürlichſten von den Fachcommiſſionen er⸗ 
417 werden kann, welche jene Verträge zu bearbeiten haben, bekämpft. 

chenſperger, Bresgen und Jung mahnen an das dringende In⸗ 
tereſſe des Winzerſtandes. 


ung fügt hinzu, daß bei der unſicheren Con⸗ 


ſtellation die Dauer der Seſſion unbeſtimmt, daher die Schlußberathung dop⸗f 


pelt dringlich ſei. Am Schluſſe ſagt Abg. Schulze (Berlin): Geſtatten Sie 
mir ein durchſchlagendes Wort. Die Regierung kommt uns mit Aufl 
einer Steuer entgegen; jede Steuerfrage läßt ſich verſchiedenartig je nach 
dem Standpunkte des Producenten und des Conſumenten betrachten. Aber 
in Bau auf die Weinſteuer find ausnahmsweiſe beide einig, Producenten 
wie ſumenten. Ich empfehle Schlußberathung (allgemeine Heiterkeit). 
— Der ng | auf Schlußberathung wird angenommen. Der Präfident 
ernennt zum Referenten den Abg. Michaelis und zum Correferenten den 
Abg. Reichenſperger. . 

Der Präſident theilt die Namen der Mitglieder mit, welche in die Com⸗ 
miſſion für den Antrag von v. Carlowitz (Prüfung der mit den Reichs⸗ 
unmittelbaren geſchloſſenen Verträge) gewählt ſind. Vorſitzender der Com⸗ 
miſſion iſt +" Simſon, fein Stellvertreter v. Carlowitz, Schriftführer 
Ebertp, Stellvertreter deſſelben Pauli. — Für die beiden Vorlagen des 
Kriegsminiſters beſchließt das Haus — den Vorſchlag des Präſidenten 
wei beſondere Commiſſionen von 21, reſp. 14 Mitgliedern zu ernennen. 

8 Haus geht darauf zur N über und genehmigt, nach kurzem 
Referat des Abg. Senff, den Antrag der Commiſſion, der Verordnung vom 
27. Januar 1862, betreffend die durch die Einführung des allgemeinen deut⸗ 
ſchen Handelsgeſezbuches nöthig gewordene Ergänzung der Geſetze über die 
gerichtlichen Gebühren und Taxen, ſeine Zuſtimmung zu ertheilen. 

Der Antrag des Abg. v. Rönne, betreffend das „Priſen⸗Reglement“, 
wird einer beſonderen Commiffion überwieſen. 
liche Abg. v. Bonin hat den Antrag eingebracht: das Haus wolle bes 

eßen: 

uf Grund des Art. 106 der Verfaſſungs⸗Urkunde, die Rechtsgiltigkeit 
des allerhöchſten Erlaſſes vom 21. März 1862 (Geſetz⸗Sammlung pro 1862 
Seite le die Herabſetzung des Zinsfußes der nach dem Erla 
vom 7. Mai 1850 und bom 28. Noveml er 1851 creirten Staats⸗Anleihe 
von 4% auf 4 pCt. der verfaſſungsmäßigen Prüfung zu unterziehen, 

Motive: Sicherſtellung des Staats⸗ Credits durch Beſeitigung der 
W alle höchſten Erlaß vom 21. März 1862 herbe geführte Rechts. 

nſicher heit. f 

Abg. Tweſten führt aus, daß ſchon im Jahre 1861 in der Commiſſion 
die Frage der Convertirung rechtlich und finanziell erörtert und als finan⸗ 
ziell begründet angeſehen word n ſei. Das Abgeordnetenhaus habe ſich ba: 
mals in demſelben Sinne ausgeſproch n; die Sache fei daher eigentlich erle⸗ 
digt. Die eingehenden Ausführungen der damaligen Commiſſion machten 
— ut Vorbereitung überflüſſig; er beantrage daher Schlußberathung 
m um. 

bg. v. Bonin weiß nicht, ob die Erörterungen der damaligen Commiſ⸗ 

ſion wirklich fo gründlich geweſen find. Er muß dabei ſtehe n bleiben, daß 
der Antrag an die Juſtiz⸗Commiſſion geht. . X 

Die Schlußberattung wird abgelehnt, der Antrag der Juſtiz⸗Commiſſion 


überwieſen. 
— eht zum zweiten Theil der Tages⸗Ordnung, Be 
rathung des Schulze⸗ und Faucher'ſchen Antrages über „Aufhebung des 


182 und 183 der Gewerbeordnung über.“ 
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ufhebung J 


Vom Abg. Tweſten urd Genoſſen iſt ein Verbeſſerung?⸗Antrag einge: 
gangen, welcher nur die 88 181, 182 und 184 aufgehoben wiſſen will, weil 
§ 183 ſchon durch die Verfaſſung aufgehoben ſei. 

Von dem Abg. Wagener iſt lien Antrag eingebracht: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: a 

1) den Antrag des Abg. Schulze⸗Delitzſch Faucher und Genoſſen zu Zeit 

abzulehnen; Sache aber l 
2) die königl. Staats⸗Regierung aufzufordern, baldmöglichſt den beis 
den Häuſern des Landtages einen Geſetz⸗Entwurf vorzulegen, durch 
welchen ni t allein ſämmtliche, das Vereinsrecht der Arbeiter bisher 
beſchränkende Ausnahme⸗Beſtimmungen der allgemeinen Gewerbe⸗Ord⸗ 
nung vom 17. Januar 1845 aufgehoben, ſondern in Verbindung da⸗ 
mit auch ſolche Organiſationen angebahnt reſp. zur Ausführung ber 
bracht werden, welche es ermöglichen, daß der Arbeiterſtand als ſolcher 
die ihm gebührende Stellung innerhalb des Staatsverbandes einzu⸗ 
nehmen und ſeine eigenen Intereſſen ſelbſtſtändig zu handhaben und 
zu vertreten vermag. e 

Motive. Bei der tiefgreifenden Bedeutung des Gegenſtandes und bei 
deſſen Verzweigung mit anderen Materien der Geſetzgebung, ſowie mit der 
Löſung der „Arbeiter⸗Frage“ überhaupt, muß die Initiative, ſowie die For⸗ 
mulirung der betreffenden Geſetz⸗Vorlage der königl. Staats⸗Regierung an: 
heimgegeben werden. — Wagener als Antragſteller. — Unterftüt durch: 
v. Niebelſchütz, v. Aulock, v. Jagow, Gr. v. Strachwitz, Frhr. v. Richthofen, 
v. Mitſchke⸗Collande, Gr. Sierstorpff, Wöpke, v. Blanckenburg, v. Buſſe, 
Romahn, Dr. Wantrup, Gr. zu Eulenburg, v. Waldaw, Kunde, v. Weiher, 
Hübner, Gr. Finckenſtein. (Der Name des Abg. v. d. Heydt fehlt unter den 
Unterzeichnern des Antrages.) £ 

Vor dem Beginne der Debatte verlangt der Herr Handelsminiſter das 
Wort, um eine Erllärung der Staats⸗Regierung folgenden Inhalts zu ver⸗ 
leſen: „Die Staats⸗Regierung iſt entſchloſſen, der Löſung des Problems der 
Arbeiter⸗Frage, als eines der bedeutendſten der Zeit, mit aller Kraft näher 
zu treten. Die bisherigen Vorberathungen genügen ihr nicht, eben ſo wenig 
die Beſchränkung auf die Beſeitigung nur einzelner 0 der Gewerbe⸗Ordnung. 
Es komme darauf an, die Lage der arbeitenden Klaſſen auch materiell zu 
fördern, namentlich durch Unterſtützung des Genoſſenſchafts⸗ 
weſens, und zwar nicht des alten, ſondern (zur linken Seite des Hauſes 
ſich wendend) des modernen, wie es in den Conſumtions⸗Vereinen, Vorſchuß⸗ 
vereinen und Productivereinen ſich entwickelt. (Hört! Hört! Bravo!) Sie 
wird eine Erörterung der einſchlagenden Fragen außer durch Umfrage bei 
den Provinzialbehörden und den Organen des Handelsſtandes durch eine 
beſondere Commiſſion veranlaſſen, zu welcher auch Mitglieder beider Häuſer 
des Landtages und Sachverſtändige aus dem Kreiſe der Wan ſowohl 
der Arbeitgeber als der Arbeiter, zugezogen werden ſoll. (Beifall.) 


Zuerſt erhält das Wort der > eu 

Abg. Schulze (Berlin) als Antragſteller (ſchwer verſtändlich): Weil ich 
mit den Ausführungen der Commiſſion nicht in allen Stücken übereinſtimme, 
werde ich für das Amendement Tweſten ſtimmen. Ich ſchließe mich den 
Anſichten des Herrn Handelsminiſters an, daß das Coalitionsrecht allein den 
Arbeitern nicht helfen wird, ſondern ich bin der Ueberzeugung, daß es in 
Zufammenhang gebracht werden muß mit der Aufhebung jenes Netzes von 
Beſtimmungen, welche den Erwerbsverkehr einſchränken. Unſere Partei hat 
ſich daher auch früher nicht mit Meinungsäußerungen begnügt, ſie hat viel⸗ 
mehr die Initiative durch e eines vollſtändigen Gewerbegeſetz⸗ 
Entwurfes ergriffen, der alle jene Momente ins Auge faßte. 2 
Die jetzige Situation hat den Antrag berborgerufen, Bisher hat ſich dies 
jenige Fraction, welche in dieſem Hauſe die Minderheit, bei dem andern Factor 
der Aae dagegen die Majorität bildet, gegen eine Beſeitigung der 
beſchränkenden Beſtimmungen der Gewerbegeſetze geſtemmt; jetzt aber iſt von 
dieſer Seite eine Agitation in's Leben gerufen, welche die Ausſicht eröffnet, 
einzelne jener Beſtimmungen zu beſeitigen. Wir müſſen daher die Gelegen⸗ 
heit wahrnehmen, um eine Breſche in jenen Wall von Einſchränkungen zu 
ſchießen; die Folge wird ſein, daß die übrigen Einſchränkungen ebenfalls fallen 
müſſen. Ich begrüße es mit Freuden, daß der Regierung, welche früher die 
Dringlichkeit des Bedürfniſſes von Aenderungen nicht anerkennen wollte, durch 
die Agitationen das Motiv abgeſchnitten worden iſt, ſowie auch daß die Auf⸗ 
faſſung der Regierung weſentlich von der der conſervativen Partei abweicht, 
indem ſie erklärt hat, daß die von ihr zu ergreifende Initiative ſich nicht 
etwa nur auf corporofide Genoſſenſchaften erſtrecken wird. . 785 

Die Anträge der Commiſſion enthalten Dinge, die der Coalitionsfreiheit 
fremd find. Insbeſondere bezieht ſich dies auf die Aufhebung des § 183, 
der ſchon durch die Verfaſſung aufgehoben ift, weil er ſich nicht auf die Coa⸗ 
litionen, ſondern auf das Vereinsrecht der Arbeiter bezieht. Der Artikel 73 
der Verf.⸗Urk. gehört zu den klarſten; er erlaubt alle Vereine, deren Tendenz 
nicht den Straſbeſtimmungen zuwiderläuft. Auch das Ausführungsgeſetz zu 
dieſem Artikel haben wir in dem Vereinsgeſetz. Dies ſichert den Arbeitern 
dieſelben Rechte, welche die übrigen Staatsbürger haben, indem es nur die 
Lehrlinge von politiſchen Vereinen ausſchließt. Ich gebe nun dem Hauſe zu 
bedenken, was es mit Aufhebung eines ſolchen § beſchließen würde. Wir 
alle kennen den Werth des Verſammlungsrechtes für den einzelnen Arbeiter 
und für die Genoſſenſchaften. Sollen wir die Baſis dieſes Rechtes anzwei⸗ 
eln? Wenn wir das im einzelnen Falle thun, zweifeln wir die Rechts beſtän⸗ 
digkeit der Verfaſſung an, taſten wir an die heiligſten Grundrechte des Volkes. 

ch bitte daher das Hans, ſich dem Antrage der Commiſſion auf Aufhebung 
des 15 183 nicht anzuſchließen. EN ö . 
uch bei $ 184 habe ich bedeutende Bedenken, obgleich ich feine Beſtim⸗ 
mungen für gehäſſig halte, obgleich ich die Rechtsungleichheit, in welche durch 
ihn der Arbeiter geſetzt iſt, Befeitigt wiſſen will. Wenn ſchon der § 184 
deshalb gehäſſig iſt, weil er auf den Contractsbruch des Arbeiters eine Cri⸗ 
minalſtrafe ſetzt, jo wird er doch noch gehäfftger, weil nicht auch der Arbeit⸗ 
geber derſelben Strafe unterliegt. Aber ein ſolches Geſetz kann nicht gele⸗ 
gentlich aufgehoben werden, es muß zugleich alle diejenigen Beſchränkungen 
die Aufhebung umfaſſen, welche ſonſt noch der perſönlichen Freiheit entge: 
genſtehen. Daß zu all dieſen Conſeguenzen die Conſervativen ihre Zuſtim⸗ 
mung geben würden, ift nicht wahrſcheinlich; fie werden ſich daher der Auf⸗ 
hebung des § 184 widerſetzen. Wir müſſen uns in Folge deſſen der Bes 
ſorgnlß hingeben, daß wir durch das Anſtreben des ehren, welches in 
der Aufhebung des 8 184 liegt, die Erreichung des Wenigen zerſtören. 
Darum bitte ich das Haus, dabon abzuſtehen. f \ 

Wenn der einzelne Arbeiter feine Arbeit aufgiebt, weil er mit dem Lohne 
nicht zufrieden iſt, belegt dies kein Geſetz mit Strafe. Aber das, was für 
den Eimeinen nicht ſtrafbar ift, ſoll der Allgemeinheit verboten werden. 
Darin liegt ein Hohn, denn man hebt die Wirkſamkeit der Arbeitseinſtellun⸗ 

en auf, wenn man dieſelben, ſobald ſie gemeinſchaftlich geſchehen, verbietet. 

Purch das Verbot der Arbeitseinſtellungen wird der Arbeiter dem natür⸗ 
lichen Boden der wirthſchaftlichen Erziehung entzogen. Durch die Aufhe⸗ 
bung des Verbots der Coalitionen werden ſie den krankhaften Boden in 
einen geſunden umwandeln. Nur auf geſundem Boden iſt die Selbſter⸗ 
ziehung des Arbeiters möglich. 
„Die Anführung der engliſchen Verhältnife zur Bekämpfung des Coali⸗ 
tionsrechts beruht auf einſeitiger wife l Es iſt ſehr natürlich, daß der 
Gebrauch des Coalitionsrechts in vielen Fällen zum Schaden der Arbeiter 
gereicht hat, weil ſie nicht den rechten Moment erfaßt hatten. Darum aber 
darf man die Größe der allgemeinen Wirkung des Coalitionsrechts nicht uns 
terſchätzen, denn ſchon das Vorhandenſein der Möglichkeit, daß die Arbeiter 
von ihrem Rechte Gebrauch machen könnten, hat die Folge, daß ſich die Ar⸗ 
beitgeber bedenken werden, es dahin kommen zu laſſen. Dieſer Segen zeigt 
ſich in England in der fortdauernden ruhigen Erhöhung der Löhne. Nicht 
das Naturgeſetz, meine Herren! vermag das Coalitionsrecht zu ändern, 
nicht die Conjuncturen des Marktes wird es ſchaffen, aber es wird die 
Arbeiter in die Lage ſetzen, eine günſtige Conjunctur des Marktes zu be⸗ 
nutzen. (Zuſtimmung.) 72 

Geben Sie den Arbeitern dieſe Schule der Freiheit. Wer möchte 
leugnen, daß man auch mit der Freiheit Mißbrauch treiben kann. Freiheit 
ohne die Möglichkeit des Mißbrauchs it ein Unding. Warum darf uns die 
Aae vor dem Mißbrauch nicht zurückſchreccen. Schaffen wir daher den 
Arbeitern die Gelegenheit, ſich in offenen Verſammlungen zu orientiren über 
die Bedingungen ihrer Lage. Auch jetzt ſchon ſind trotz des Verbots der 
Arbeitseinſtellung ſolche oft genug zu Tage getreten. Aber ſie haben ſich 
insgeheim verbreitet und zu ungeſetzlichen Ausſchreitungen geführt. Legali⸗ 


ſiren Sie, meine Herren, die Ausübung des natürlichen Rechtes der Arbei⸗ 
ter, ſo werden Sie ungeſetzliche Ausſchreitungen verhindern. Wo das volle 
Coalitionsrecht beſteht, haben die Arbeiter Gelegenheit, ihre Forderungen 
aufzuſtellen, und es iſt den Arbeitgebern möglich, ihre Gegengründe anzuge⸗ 
ben und durch mäßige Conceſſionen große Schäden abzuwenden. — So 
wendet ſich das ſchroffe Sonderintereſſe in die wahren Intereſſen der Allge⸗ 
meinheit, nur ſo werden wir den Boden der e im Klaſſenkampf 
ewinnen. Das beſte Mittel, das Anſehen der Arbeitgeber zu wahren, wird 
ein, daß wir die Ueberzeugung der gleichen und gerechten Stellung beider 
Theile erwecken. x BE 

Von der politifhen Seite der Judt iſt die Beſeitigung der Ungleichheit 
von böchſtem Intereſſe für die Geſundheit des Arbeiterlebens. Die wirth⸗ 
ſchaftliche Bildung iſt die Grundlage des materiellen Wohlſeins; Einſehen 
und Selbſtkenntniß ſtellen den Mann auf eigene Füße. Damit muß man 
beginnen, wenn man Boden gewinnen will für die politiſche Einſicht der 
Arbeiter. Bevor man mit Fragen des Staats an ſie herantritt, muß dieſe 
Grundlage der Bildung vorhanden ſein. Die Erreichung der ganzen Gleich⸗ 
5 vor dem Geſetz wird noch ſchwere Kämpfe koſten, in denen die ganze 

olkskraft wird eingeſetzt werden müſſen für das ganze ungetrennte Volks⸗ 
Recht. Bereiten wir die Stärkung für dieſe Kämpfe vor; ziehen wir die 
Conſequenz der bürgerlichen Freiheit auch auf die Freiheit des Erwerbs! 
Dann werden wir erreichen, daß die freie Anwendung der Arbeiterkraft die 
Baſis des Staatslebens wird. - 

Ich betrachte daher dieſe Frage nicht vom Geſichtspunkte der Opportu⸗ 
nität; die Frage leidet keinen Aufſchub. Es liegt uns eben ſo fern, dieſe 
Frage als Agitationsmittel zu benutzen, wie dies von Seiten der conſerva⸗ 
tiven Partei geſcheben iſt. Die Frage gehört zu unſerm Programm. Von 
Seiten der Feudalen habe ich, wie ich geſtehen muß, mehr Entgegenkommen 
erwartet. Dieſe Partei hat nicht nur die Initiative der Regierung verlangt, 
ſondern ſie hat auch angegeben, wie die Regierung dieſe Initiative benutzen 
ſoll. Es läßt ſich leicht erkennen, daß die Initialſve, in dieſem Sinne aus⸗ 
geübt, nicht etwa zur Beſeitigung der Beſchränkungen, ſondern zu noch 
Schlimmerem führen wird, als die Beſchränkungen waren. Aus früheren 
Erklärungen des Hrn. Abg. Wagener wiſſen wir, daß die conſervative Partei 
nach corporativen Aſſociationen ſtrebt; das hieße dann nach Aufhebung des 
$ 183 denſelben wieder durch eine Hinterthüre einſchieben, indem man die 
unmittelbare Aufſicht der Regierung eintreten ließe. i 

Ich beſchränke mich vorläufig auf dieſe Andeutungen, indem ich die Aus⸗ 
führungen des Herrn Antragſtellers auf conſervativer Seite erwarte, um die⸗ 
ſelben zu widerlegen. (Bravo links.) . 

Der Präſident theilt mit, daß ein Antrag des Abg, v. Bonin (Gen⸗ 
thin) eingegangen ift: den Antrag der Abg. Schulze⸗Delitzſch, Dr. Faucher 
und Genoſſen der königlichen Staatsregierung zur Berückſichtigung bei den 
durch ihre Erklärung in Ausſicht geſtellten Schritten zu überweilen. 

Abg. Reichenſperger (Ein Theil der ee und faſt das 
ganze linke Centrum hat den Saal verlaſſen). Er habe trotz ernſteſter Be⸗ 
denken ſich entſchieden, für den Antrag der Commiſſion zu ſprechen. Vor⸗ 
ausſichtlich werde in nächſter Zeit doch nichts daraus werden. Die Geſetz⸗ 
gebung vom Jahre 1845 ſei allerdings zu den beſchränkenden Beſtimmungen 
in der Gewerbe⸗Ordnung berechtigt geweſen; denn ſie habe den Polizeiſtaat 
vorgefunden. Durch die Bewegung vom Jahre 1848 ſei dann woll eine 
Aenderung in den Anſchauungen hervorgerufen, aber zunächſt nur theoretiſch, 
die Praxis fehle noch. Die Beſchränkungeu der Coalitionsfreiheit müßten 
natürlich ihre Spitze faſt ausſchließlich pt en die Arbeitnehmer kehren, denn 
die Arbeitgeber könnten ſich denſelben eich entziehen und im Grunde bilde 
jeder große Fabrikbeſitzer ſchon in na eine Coalition. N 

Die Arbeiter, und darauf ſei großes Gewicht zu legen, kämen im Uebri⸗ 
gen, wenigſtens nach den Erfahrungen, die man in England gemacht habe, 
gewöhnlich um vieles ſchlechter fort, als die Arbeitgeber; von den Verluſten 
nämlich, welche die Arbeitseinſtellung zu begleiten pflegen, hätten die Arheits⸗ 
nehmer meiſtentheils 4 und die Arbeitsgeber nur % zu tragen. Die Re 
frage ſei freilich von hoͤchſter Bedeutung, aber die engliſchen Arbeiter feien 
gewohnt, überhaupt nur dann ihre Hand zu rühren, wenn ſie genug Lohn 
erhielten, um ſich von Fleiſch, Brot und Bier nähren zu können; man dürfe 
hoffen, daß die deutſchen Arbeiter die Zähigkeit der engliſchen ſich aneignen 
würden. — Redner geht ausführlicher auf die ſattſam bekannten volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkte ein und erklärt ſich im Speziellen gegen den Zwang, 
der durch die Vereine für Arbeitseinſtellung in Conventionalſtrafen ihren 
Mitgliedern zu dem Zwecke auferlegt werden bei der Arbeitseinſtellung zu 
beharren, bis die Majorität anders beſchlöſſe. Er erinnert an das goldene 
Wort für die Arbeiter: Wenn Euch Einer ſagt, Ihr könnt auf andere Weiſe 
reich werden, als durch Fleiß und Sparſamkeit, ſo hört nicht auf ihn. Man 
müſſe ſtets daran denken, daß die Arbeit hinter ſich die Ketten der Nothwen⸗ 
digkeit ſchleppe, aber an der Stirn den Stempel der Freiheit trage. 

Abg. Wagener (Neuſtettin). Was ich vor einiger Zeit den Antragſtel⸗ 
lern in Ausſicht ſtellen zu müſſen glaubte, hat ſich bereits bewahrheitet; ihre 
Anhänger ſind abgefallen, wie dürres Laub. (Gelächter.) habe den Ein⸗ 
druck gehabt, daß das geehrte Mitglied für Berlin nun eine ſo ſchwächliche 
und von Beifall keineswegs begleitete Rede gehalten hat. (Gelächter.) Es 
hatte keinen feſten Boden unter ſeinen gun und Sie, m. H. (zur Linken), 
waren ſelbſt ſchwankend, ſie ſpalteten ſich ihm gegenüber in zwei Theile, von 
denen der eine ihm ſein Mißtrauen, der andere nicht ſeine volle Zuſtimmung 
ſchenkten. Geſtatten Sie mir ein kurzes geſchichtliches Reſums des Antra⸗ 
ges. Das geehrte Mitglied für Berlin hat Veranlaſſung genommen, mich 
an meine Rede im preußiſchen Volksverein zu erinnern. Ich erkenne zwar 
keine Verpflichtung an, darauf zurückzukommen, aber ich habe Unbefangenheit 
und Ueber eule n wich genug, um das, was ich früher geſagt habe, hier 
an dieſer Stelle zu wiederholen. 

Die Reorganiſation der Gewerbeordnung, m. H., wurde angeregt durch 
eine Broſchüre des Abg. Reichenheim im Jahre 1860; es folgten in den 
N 5 1861 und 1862 die erſten Entwürfe zu dem betreffenden Geſetze, es 
olgte dann die bekannte Sitzung des Central⸗Vereins für das Wohl der ar⸗ 
beitenden Klaſſen und die entſprechende Kritik der hieſigen Arbeiter, die kur⸗ 
zes procedere machten und einfach ſagten, daß die Arbeiter das Coalitions⸗ 
recht ohne alle Einſchränkungen beanſpruchten. Dann erfolgte der Antrag 
des Abg. Schulze und Genoſſen, der mir in einigem Zuſammenhang mit den 
Beſchlüſſen des Arbeitervereins zu ſtehen ſcheint, und, der nur au Abſchaf⸗ 
fung der $$ 181 u. 182 gerichtet war. Das ſchien ſelbſt der liberalen Preſſe 
zu wenig, und dieſem Einfluſſe iſt es wohl zuzuſchreiben, daß die Commiſſion 
beſchloß, dem Haufe auch die Streichung der 88 183 u. 184 zu empfehlen. 
M. H.! was mich und meine Freunde betrifft, ſo wollen wir auch heute 
noch, was wir früher gewollt * nicht mehr, noch weniger. Wir wollen 
den Antrag beurtheilt wiſſen als einen integrirenden Theil der Arbeiterfrage 


überhaupt, wir wollen dem Antrage von Schulze und Genoſſen nicht zuſtim⸗ 


men, weil wir wiſſen, daß er nothwendig zum Gegentheil deſſen führen muß, 
was wir wollen. (Gelächter) Ich liebe vollkommene Offenheit. Aber ich 
kann auch berfihern, daß die leitenden Perſonen der Arbeiterbewegung von 
Ihrer Gewerbefreiheit und Freizügigkeit nichts mehr wiſſen wollen, die find 
derſchollen und antiquirt. (Gelächter) Die Arbeiter willen, daß dieſe Ges 
werbefreiheit nichts weiter bedeutet, als die Freiheit, das Gewerbe zu wählen 
und den Ort, wo man hungert. Wie das geehrte Mitglied für Berlin heute 
vom Coalitionsrecht geſprochen, hat es ſelbſt in fein eigenes Syſtem eine ers 
hebliche Breſche geſchoſſen. — Wir betrachten ai die Coalitionsfrage als 
einen integrirenden Theil der Arbeiterfrage, welche feit der erſten franzöſiſchen 
Revolution auf der Tagesordnung der europäiſchen Geſellſchaft ſteht, und gebt 
zu dem Gegenſatze geführt hat, der die Bourgeoiſie und die beſitzloſe Klaſſe 
trennt, welche endlich erkannt hat, daß man ihr mit allen Verheißungen bis⸗ 
her nur Wind vorzumachrn ſuchte. Seit dieſer Zeit haben die bekannten 
Theorien nicht anfgehört, im Herzen und im Geiſte der Völker zu arbeiten. 
Es wird nicht genügen, daß eine Klaſſe des Volks mit zugemachten Augen, 
und ihr den Rücken zukehrend, der Frage ſich E von ihrer Lö⸗ 
fung hängt das Schickſal der europälſchen Geſellſchaft und Civiliſation ab. 

an ſoll alſo dieſe Frage nicht als Parteifrage behandeln. Deshalb iſt 
auch das Coalitionsrecht, welches ich empfehle, keine Nachehreung der 2 
ſchen Strikes, ſondern, und das wird bielleicht das geehrte Mitglied für 
Berlin interejfiren, es geht aus der Erkenntniß hervor, daß in dieſem Stre⸗ 
den des Arbeiterſtandes die freiwillige und naturgemäße Entwickelung der 
korporativen Neubildungen 0 werden muß. (Gelächter) Die Coali⸗ 
tionsfreiheit iſt die unablaſ 


ige Conſequenz unſerer Verfaſſungsbeſtimmun 


rr 


gen über das Vereinsrecht. Der Arbeiter fol über dreijährige Dienftzeit 
und deutſches Parlament, er I über die höchſten politiihen Rechte ſich 
frei berathen können, und doch ſollte ihm nicht paehen, 18 über jeine eige⸗ 
nen Lebensbedürfniſſe zu berathen! Ich muß die Coalitionsfreiheit auch als 
einen Ausdruck der Gleichberechtigung vor dem Geſetz fordern, ich muß ſie 
das unabweisliche Correlat aller wirthſchaftlichen Be nr nennen. Wir 
bezwecken aber auch mit dieſem Recht eine moraliſche Selbſtſucht innerhalb 
des Arbeiterſtandes zu begründen, daß die Einzelnen genöthigt ſind, ihre 
eigenen Genüſſe und Intereſſen den Intereſſen des Ganzen unterzuordnen, 
daß fie über ihre ſtandesmäßigen Bedürfnnſſe ſich verſtändigen. Solche Eins 
richtungen, wie ſie in England in den Trades⸗Unions beſteben, ſind unſer 
Vorbild geweſen. Ich halte übrigens das Coalitionsrecht auch für ungefähr⸗ 
lich; Englands Beiſpiel darf Alle beruhigen. In unſerem Nachbarlande 
Sa cſen hat dies Recht ſeit 1830 beſtanden, ohne daß es zu Exceſſen und Ueber⸗ 
nen geführt hat. Hat denn andererſeits die Gewerbe⸗Ordnung die 
evolution von 1848 zu hindern vermocht? Auch der Kaiſer Napoleon iſt 
dem Coalitionsrechte nicht abgeneigt. Ich glaube ausſprechen zu dürfen, 
daß die Agitation für das Coalitionsrecht um Vieles gefährlicher iſt, als 
die Freige ung dieſes Rechts ſelbſt. In England iſt es vorgekommen, daß 
die Arbeiter in einer königlichen Eiſengießerei mit der Herabſetzung ihres 
Lohnes ſich aus freien Stücken einverſtanden erklärt haben, da die augen⸗ 
blicklichen ra a allerdings keinen höheren Lohn geſtatten könnten. 
Das Beiſpiel England's muß auch vollkommen im Stande ſein, die länd⸗ 
lichen Grundbeſitzer zu beruhigen. Ich füge hinzu, daß, ſo lange die Strikes 
in England dauern, auch nicht ein einziger Fall vorgekommen iſt, daß die 
ländlichen Arbeiter ſich zur Arbeitseinſtellung eniſchloſſen haben. M. H., die 
ganze Arbeiterfrage läßt ſich gewiſſermaßen nach zwei Richtungen verfolgen, 
Rach der imperialiſtiſchen in Frankreich und der parlamentariſchen in Eng⸗ 
land; die erſte will, wie man es hier nennt, die Staatshilfe, die zweite will 
die Selbſthilfe. Beide enthalten vieles Richtige und manchen Irrthum. Die 
erſte, die imperialiſtiſche, iſt darin falſch, daß ſie, wenn ſie in ihrer Vollen⸗ 
dung gedacht wird, ſich ſelbſt regiert; ſie führt zu enormen Schuldenanhäu⸗ 
fungen; ſie muß ſchließlich, wie 1 Nero, Städte anzünden, um ſie wieder 
aufzubauen. Schon jetzt ſind die Miethen in Paris ſo hoch geftienen, daß 
der mittlere Bürgerſtand aus Paris hinaus muß. Dieſe Richtung kann 
endlich nur dazu beitragen, die Präfectenwirthſchaft zu vergrößern. (Hört!) 
Es iſt anderes eine große Illuſion, daß durch das engliſche Coalitions⸗ 
recht, das ſich in parlamentariſche Formen kleidet, die Wünſche der Bevöl⸗ 
kerung befriedigt werden. Auch in England wird man bald vom allgemeinen 
Stimmrecht hören, und bereits hat Lord Amberley, der engliſche Laſſalle, die 
Bahn gebrochen. Auch in 9 15 fängt man an zu centraliſiren und nicht 
ohne guten Erfolg. Die Arbeiter ſehen in den Fabrik⸗ 9 wo dieſe 
beſtehen, die einzigen Wohlthäter ihres Standes, die einzigen, durch welche 
wirklich wahrheitsgetreue Berichte erſtattet werden. Aus alledem ergiebt ſich 
unſer Project und das, was wir von beiden Richtungen für gut halten und 
was wir ausſcheiden wollen. Wir wollen den Beſtrebungen nach Selbſt⸗ 
ſtändigkeit auf dem Wege der Geſetzgebung entgegenkommen und unter Um⸗ 
ſtänden bis zu den Productiv⸗Aſſociationen vorſchreiten, die wir mit Staats⸗ 


mitteln jo weit unterſtützen möchten, als dies bei den Eiſenbahnen, z. B. Es 


durch Zinsgarantien, zu geſchehen pflegt. Wir gehen auch davon aus, daß, 
wenn nicht zur rechten Zeit und an der rechten Stelle anerkannt wird, was 
am allgemeinen Stimmrecht das Wahre iſt, dann leicht eine Situation ge⸗ 
fhefien werden könnte, in der man dem Maſſenſchritt der Bataillone der 

rbeiter vergeblich Stand zu halten ſuchen wird. — M. H.! Durch meinen 
und meiner Freunde Antrag wird die Frage übrigens in keiner Weiſe ver⸗ 
zögert; glauben Sie mir, der Antrag des Abg. Schulze u. Genoſſen wird 
den andern Factor der Geſetzgebung nur ungefährdet paſſtren, wenn er mit 
einem Geleitöbrief von der Regierung verſehen iſt. 

Vom Abg. Meibauer wird ein Antrag geſtellt in einer beſonderen Re⸗ 
ſolution auszuſprechen, daß § 183 der Gewerbeoranung durch die Verfaſſung 
aufgehoben it Vom Abg. Becker (Dortmund) das Amendement zum Com⸗ 
miſſionsantrage: 1. das Geſetz über die Verletzungen der Dienſtpflichten des 
Geſindes und der ländlichen Arbeiter vom 24. April 1854 aufzuheben, even⸗ 
tuell, wenn dies abgelehnt wurde, 2. die Beſtimmungen des § 3 
ſetzes über die Verletzung der Dienſtpflichten des Geſindes und der ländlichen 
Arbeiter u. ſ. w aufzuheben. Der Antragſteller * a ſein Amendement 
in einem längeren Vortrage, nachdem bee der Abg. Faucher für feinen 
urſprünglichen, mit Schulze gemeinſam geſtellten Antrag in einer mit großem 
Beifall aufgenommenen Rede eingetreten iſt. Redner legt den Hauptaccent 
auf den gebieteriſchen Zwang der volkswirihſchaftlichen Geſetze, durch deren 
en die wahre Ausgleichung zwiſchen Angebot und Nachfrage, zwiſchen 

rbeiter und Arbeitgeber ſtets heilſam ausgeglichen, und jeder aus der Auf: 
hebung des Coalitionsverbotes entſpringenden Gefahr vor gg werde, wie 
85 land beweiſe, deſſen Arbeiter, genau genommen, erſt ſeit 1855 das volle 
e 


t zur Coalition beſäßen. PER 

Abg. Tweſten. Für fein Amendement. (Nachdem der erſte Theil feiner 
Rede, welche die juriſtiſche Deduktion erhielt, für die Journaliſtentribüne 
durch Unruhe im Saale leider faſt verloren gegangen, wird die Ruhe endlich 
hergeſtellt, und die Stimme des Redners dringt allmählich bis zur Verſtänd⸗ 

lichkeit durch. Er führt feinen Vortrag fo zu Ende:) Als ich in dem Ans 
trage des Herrn Wagener und Genoſſen Worte las, die in den vierziger 

Jahren die Welt bewegt haben, die Worte von „Organiſationen“, welche es 
ermöglichen, daß der Arbeiterſtand als ſolcher die gebührende Stellung im 
Stgatsverbande einnehme, und als ich in den Motiven die Arbeiterfrage“ 
erblickte, da konnte ich nicht umhin, mich an ein Wort zu erinnern, welches 
ein 18 faſt fanatiſcher Anhänger dieſer Partei geſprochen, nämlich der 
Profeſſor zur der bekanntlich noch jetzt zu den reactionärften Männern 
in Deutſchland zählt, aber um die Verbeſſerung des Arbeiterſtandes im Ein⸗ 
zelnen und im Genoſſenſchaftsweſen große Verdienſte hat. 

Huber ſagt: „Dieſe Partei iſt nicht eine Stütze, ſondern ein Stein am 
Halſe jeder Macht, der fie anhängt, vom Koͤnigthum bis zur Zunft.“ (Hört! 
Hört!) Und wenn der Herr Abg. Wagener hier die Arbeiter organifiren will 
nach Art der Innungen und Zünfte, ſo meine ich, haben wir alle Urſache 
zu denken, daß die Arbeiter dieſe Freundſchaft einmal theuer bezahlen könn⸗ 
ten. — Der Herr Handelsminiſter hat von „poſitiven Mitteln“ geſprochen. 
Er fagt zwar: „insbeſondere durch Förderung des Genoſſenſchaftsweſens; 
ich möchte aber doch darauf aufmerkſam machen, daß dieſe poſi iven Mittel 
ein ſehr zweideutiger Ausdruck ſind. Es könnten dadurch Illuſionen ange⸗ 
regt werden, die der Herr Miniſter gewiß nicht anregen will, die aber ein 
politiſcher Charlatanismus in neuerer Zeit hin und wieder in Scene geſetzt 

at. — Der Herr Abg. Wagener hat von „Staatsunterſtützung“ ges 
rochen, von Productions ⸗Genoſſenſchaften mit Staatsunter⸗ 
ützung. In den gedruckten Motiven ſteht das freilich nicht, aber auch in 
einer bloßen Rede iſt es, glaube ich, das erſtemal, daß in dieſem Hauſe in 
dieſer Weiſe auf Staatsunterſtützung hingewieſen worden iſt. Und ich meine, 
wir haben alle Urſache, Illuſionen, die in ſolcher Weiſe bei den Arbeitern 
angeregt werden, entgegenzutreten (Sehr wahr!) Herr Wagener meint be⸗ 
reits, er habe mit uns ſchon nicht mehr zu verhandeln, ſondern mit unſeren 
Hintermännern, und weiſt auf den verſtorbenen Laſſalle hin. M. H., Laſſalle 
bat die Wahrheit ausgeſprochen, daß den Arbeiten allein mit politiichen 
Rechten ſchwerlich gedient iſt, daß unter den Arbeitern auf eine nachhaltige 
Agitation, etwa zu revolutionären Zwecken, nicht zu rechnen iſt, wenn man 
ihnen blos von politiſchen Zielen, vom allgemeinen Wahlrecht u. dergl. ſpricht. 
Laſſalle meinte, um die Arbeiter in Bewegung zu . müſſe etwas An⸗ 
deres hinzutreten: es müſſe ihnen Geld in Ausſicht geſtellt werden, Staats: 
unterſtützungen in weiterem Umfange. Geldunterſtützungen, die den Arbei⸗ 
terſtand als ſolchen heben, in größerer Menge verwendet, ihn auf eine an⸗ 
dere Stufe fördern könnten, halten wir Alle für etwas vollkommen Unmdg⸗ 
liches. (Laute und vielſeitige Zuſtimmung), Es iſt dies eine neue Art des 
Communismus (ſehr richtig!), mit der wir in den 40er 11 fertig zu 
ſein glaubten (der Redner wird durch lauten Zuruf der Beiſtimmenden faſt 
unterbrochen). ae haben auch jetzt keine Gefahr. Es hat ſich ger 
eigt, daß die Laſſau'ſche Agitation außerordentlich wenig Boden gefunden 
at, daß ſie nur auf einen außerordentlich kleinen Kreis von Arbeitern Einfluß 
geübt hat. (Bewegung. Eine Stimme von der Tribüne: „O doch!“) 

M. H.! Ich will zugeben, auf manchen Einzelnen. Einzelnen kann man 
fogar mit Geldunterſtützungen unter die Arme greifen, man kann Literaten 
aufen und auch einzelne Arbeiter kaufen (Bravo! Sehr gut!), daran zweifle 
ich nicht im Mindeſten. Und wenn Sie ſogar ohne alle böſe Abſichten ein⸗ 
zelnen Arbeitern unter die Arme greifen und ihnen dabei ſagen: Das thun 
wir, das thut die conſervative Partei oder die königliche Staatsregierung, 
fo wird die Felge unzweifelhaft fein, daß dieſe Arbeiter für Sie ſtimmen, 
aber weiter wird die Sache auch nicht gehen, mehr werden Sie nicht er⸗ 
reichen (Heiterkeit). Von großer Bedeutung ſcheint es mir allerdings, wenn 
wir in den letzten zwei Jahren plotzlich Kreiſe ſich mit der Arbeiterfrage ber 
chaftigen ſahen, die bisher nichts dafür gethan, es ſei denn nach dem dibli⸗ 

en Spruch l dich in dein Kämmerlein.“ Als aber im vorigen 

re dte Laſſalleſche Agitation eine Agitation von der äußerſten Linken 

eiführte, die geeignet ſchien, der liberalen Partei den Boden abzugewinnen, 

da wagten ſich auf einmal andere Kreiſe hinein, Biſchof Ketteler in Mainz 

und Hr. Wagener in Berlin (Heiterkeit). Und um dieſelbe Zeit, als von den 

Laſſa Suter ſtrebungen aus Agitationen in den Kreiſen, die ich hier zu 
vertreten die 


des Ge⸗ hal 


e 
Ehre habe, Waldenburg und Reichenbach, gegen die Fabrikherrn! beim Leib⸗Gren.⸗Regt. (I. Brandenburgiſchen) Nr. 8: demiHauptm. Vogel 


angeregt wurden, da nahm ſich auch die königliche Staatsregierung derſelhen 


an (Hört!) da wurden Unterſuchungscommiſſionen ernannt, von deren Er⸗ 
folge ich weiter nichts gehört. Es ſoll auch einigen Webern, die an der 
Spitze der Agitation ſtanden, Staatsunterſtützung gewährt worden ſein, um 
die Productiv⸗Aſſociation zu verſuchen (Hört!). Ibren Erfolg kenne ich nicht. 
Im Kleinen iſt ein ſolcher Verſuch jederzeit bedenklich, im Großen natürlich 
unmöglich. Aber folgern dürfen wir wohl, ohne zu bersächtigen, aus alles 
dem, daß die nn Partei die Laſſalleſche Agitation für ein gutes 
Mittel hält die liberale Partei zu zerquetſchen (Hort). Den Verſuch mögen 
ſie machen, ſie werden uns damit nicht ſchrecken. 10 erinnere Sie an das 
Wort eines Mannes, der ſelbſt als armer Handwerksburſche begann und es 
zu einem reichen und berühmten Manne brachte, der ſeinen Namen in die 
Geſchichte der Wiſſenſchaften und feines Vaterlandes eingezeichnet hat. Er 
ſagte einmal: „Wer den Arbeitern ſagt. daß ſie auf andere Weiſe als durch 
Arbeit und Sparſamkeit ihre Zope verbeſſern können, der iſt ein Verführer 
des Volks!“ (Lauter Beifall). M. H., wir werden uns nicht fürchten, jede 
Maßregel zu unterſtützen — und wir zeigen es auch hier — durch welche der 
Staat die Rechtsgleichheit gewährt. 

Faktiſche Gleichheit wird und kann der Staat niemals gewähren, 
aber vor der Rechtsgleichheit haben wir keine Furcht, wir werden ſolche 
Maßregeln unterſtützen. Wird aber der Verſuch gemacht, aus thörichter Vers 
beſſerungsſucht oder um boshaft zu hetzen, durch communiſtiſche oder ſocia⸗ 
liſtiſche Hetzerei die Arbeiter in Bewegung zu bringen und die niederen Klaſ⸗ 
ſen gegen die höheren aufzuhetzen, dann werden wir mit Franklin ſagen: 
Vela) thut, iſt ein Verführer des Volkes!“ (Lauter und anhaltender 

eifall. 

Abg. Waldeck: Man will von Seiten der Regierung Commiſſtonen 
einſetzen zur Abgebung eines Urtheils in dieſer Sache. M. H. Im Jahre 
1848 hat man von jener Seite das auch allemal ſo gehört. War von poſi⸗ 
tiven Rechten die Rede, vom Verſammlungsrecht, von der Freiheit der Preſſe, 
vom Selbſtgouvernement der Gemeinden, wurden alle dieſe Freiheiten ver⸗ 
langt, dann ſagten fie, die Freiheit ift ganz richtig, aber es muß die wahre 
Na 4 ſein. Der Ausdruck war damals ſehr beliebt: „die wahre Feei⸗ 

eit“. (Heiterkeit) Unter der wahren Freiheit verſtand man die Freiheit, 
die ſich unter irgend einen Polizeidruck bequemen und zwängen muß, die 
reiheit mit anderen Worten, die darin beſteht, daß man nach gewiſſen po⸗ 
itiven Beſtimmungen allenfalls in Gefängniß geſetzt wird (große Heiterkeit), 
allenfalls dies und das nicht thun kann, allenfalls eine Conceſſion zu dieſem 
und jenem 8 hat, daß eine Gemeinde, wenn ſie ein Grundſtück kaufen 
will, dazu der Genehmigung der Regierung bedarf, oder wenn ſie einen 
Stadtrath anſtellen will, dazu die Genehmigung der Regierung einholen muß. 
(Große Heiterkeit.) Das ift alles die wahre Freiheit, wie ſie die conſerva⸗ 
tive Partei verſteht. In dem Wagenerſchen Lexicon iſt von einer ländlichen 
„Organiſation“ die Rede, und da heißt es: „Die Leibeigenſchaft war eine 
Organisation der landwirthſchaftlichen Arbeiter“. (Heiterkeit.) Um aber auf 
die Ber die uns hier vorliegt, einzugehen, was man ſich unter dieſer Or⸗ 
ganiſation denken könnte, unter die man die Arbeiter bringen will, ehe man 
ihre Coalitionsfreiheit aufhebt, fo findet man auch darüber einen Aufſchluß. 
heißt: „Eine corporative Organisation“, das iſt das Wort, „ſcheint als 
Grundlage erforderlich nicht nur für die Bauern in den Gemeinden und für 
die Handwerker in den Zünften, ſondern auch für die keiner dieſer Corpora⸗ 
tionen pie n Fabrikarbeiter.“ 

In dieſem Sinne kann man Napoleon III. beiſtimmen, daß die Maſſen 
über ihre wahren Intereſſen aufgeklärt werden müſſen, und zwar dadurch, 
daß man ſich Überzeugt, wie ihnen geholfen werden kann, wenn ſie ſich einer 
anſtändigen Ordnung unterwerfen.‘ Dazu gehört denn auch, daß man, wie 
dies die „N. Pr. 3.” ausgedrückt hat, „auf die Freiheit des Nomaden und 
des Affen verzichte.“ (Heiterkeit.) Was hier unter Freiheit des Nomaden 
und Affen verſtanden wird, iſt die Freiheit des Menſchen und auf dieſe Frei⸗ 
beit wollen wir eben darum nicht verzichten. Der Abg. Wagener kennt zwei 
Wege, den imperlaliſtiſchen und den parlamentariſchen. Nun wohl, den letz⸗ 
teren wollen wir gehen. Wir wollen, wie ſie in England beſteht und auch 
bei uns geſetzlich exiſtirt, die einfache Gewerbe⸗ und Aſſociationsfreiheit er⸗ 
ten, zumal, wenn dieſe einfachen Sätze beſtritten werden und von jener 
Seite mit dem heiligen Namen der Demokratie kokettirt wird, um den Ar⸗ 
beiter irre zu führen. (Bravo.) M. H. Es iſt von dem allgemeinen 
Wahlrecht die Rede geweſen. Das allg. Wahlrecht iſt im Jahre 1848 
allgemein anerkannt worden und hat in allen Verfaſſungen geſtanden. Keiner 
meiner Geſinnungsgenoſſen hat jemals das allg. Wahlrecht aufgegeben. Aber 
das allg. Wahlrecht iſt noch niemals, damals und auch ſpäter nicht, ange⸗ 
ſehen worden als ein Mittel, den Arbeitern in ihrer ſocialen Lage zu helfen, 
in eine Verbeſſerung ihrer Lage erſt Staatshilfe zu geben. Nicht in dem 
Sinne wollen wir das allg. Wahlrecht, ſondern deshalb, weil es dte Gleich⸗ 
berechtigung mit ſich bringt, wonach wir auch in der Wahl Alle gleich ſind. 
Und weil unſer Volk auf dem Standpunkt der Kultur ſteht, daß dieſes unge⸗ 
fährlich geſchehen kann, wovon ich vollkommen überzeugt bin. Aber wir 
haben dieſe Frage durchaus nicht vorgelegt zu einem Geſetzentwurf oder 
dergl., weil wir keine Ausſicht hätten, in dem gegenwärtigen Augenblicke 
durchzudringen und weil wir es für beſſer halten, die Verfaſſung feſtzuhalten, 
wie ſie iſt, weil wir für die Verfaſſung kämpfen und für alle die Rechte, die 
mit der Verfaſſung in innigſter Verbindung ſtehen. Wird aber das allg. 
Wahlrecht in dem Sinne gebraucht, daß den Leuten vorgeſprochen wird: Ihr 
ſollt das allg. Wahlrecht deshalb verlangen, damit Ihr Staatshilfe wiederum 
verlanget, damit Ihr zu ſocialiſtiſchen und communiſtiſchen Begriffen gelangt, 
ſo können Sie überzeugt ſein, es würde nicht ein einziger wahrer Demokrat 
— um auch hier dieſen Ausdruck zu gebrauchen, aber im richtigen Sinne 
nicht ein einziger preußiſcher Demokrat von 1848 dazu ſeine Zuſtimmung 
geben. (Lebhaftes Bravo.) 

Auf den Vorſchlag des Präſidenten Grabow wird die Diskuſſion vis 
zur nächſter Sitzung vertagt, da die Rednerliſte noch bei Weitem nicht er⸗ 
ſchöpft 15 Doch erhält Abg. Wagener noch das Wort zu einer perfönlir 
chen Bemerkung. Der Präſident erinnert ihn, da feine Erwiderung auf die 
Vorreden die Debatte wieder aufzunehmen droht, wiederholt an die Grenzen 
einer perſönlichen Bemerkung, 14 da, wo Herr Wagener es als eine Eh⸗ 
renpflicht erklärt, den verſtorbenen Laſſalle gegen den Vorwurf zu ſchüͤtzen, 
als ſei er ein gekaufter Literat geweſen. Auch Abg. Waldeck erhält das 
Wort zu einer perſönlichen Bemerkung. Endlich auch der Herr Miniſter⸗ 
präſident, der während Wageners Rede eingetreten war, aber zeitweiſe 
den Saal verlaſſen hatte. Er theilt mit, daß die Beſchwerden, welche die 
Arbeiter in Schleſien gegen einzelne Fabrikanten erhoben, ſich größtentheils 
als grundlos erwieſen haben. (Hört!) Namentlich ſei in der Reichen⸗ 
heim' chen Fabrik für die Arbeiter in wohlwollendſter Weiſe 
geſorgt. Die Unterſtützungen, welche verſuchsweiſe einigen Webern ge⸗ 
währt find, um eine Produktib⸗Aſſociation zu gründen, rühren aus Sr. Ma⸗ 
jeſtät eigenen Mitteln her. Zn 4 x 

Der Herr Miniſterpräſident legt ſchließlich einen Vertrag zwiſchen 
Preußen und Sachſen⸗Altenburg zur verfaſſungsmäßigen Zustimmung vor. 
Er betrifft den Austauſch des unter dieſſeitiger Hoheit liegenden Ortes Kö⸗ 
nigshof gegen die jenfeitigen Dörfer Wiezen und Großdorf. Der Herr Mi⸗ 
niſter empfiehlt, die Vorlage an eine beſondere Commiſſion zu überweiſen. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung: Dinſtag 10 Uhr. Tagesordnung: 
Fortſetzung der heutigen Discuſſion. 


. 

Berlin, 11. Febr. A Se. Maj. der König haben aller⸗ 
anädigft gerubt, den nachbenannten Perſonen für Auszeichnung in dem vor⸗ 
jährigen 5 uge Orden ꝛc. zu verleihen, und zwar: ne 

beim Stabe der combinirten Garde⸗Infanterie⸗Diviſion: dem Dibifions: 
Schreiber, Unteroff. Schaefer, das allgemeine Ehrenzeichen; 

deim Stabe der 5, Infanterie⸗Diviſion: dem Prem. ⸗Lt. v. Trotha vom 
4. Magded. Inf.⸗Regt. Nr. 67, Adjutant der 5. Inf. Diviſtion, den rothen 
Adler⸗Orden 4. Klaſſe; f 

beim Stabe der 6. eee e dem Prem.⸗Lt. v. Plötz vom 
8. Oſtpreuß. 9 82 t. Nr. 45, Adſutant der 6. Inf.⸗Div., den kgl. Kronen: 
Orden 4. Klaſſe mit Swwerter, dem Diviſionsſchreiber, Sergeanten Voigt, 
das allgemeine Ehrenzeichen; 1 

beim Stabe der 12. Infanterie Brigade; dem Sec.⸗Lt. Kolbe vom 3. Bat. 
(Potsdam) 3. Brandenb. Landw.⸗Regts. Nr. 20 und commandirt zur Dienſt⸗ 
leiſtung beim 4. Brandenb, Inf.⸗Regt. Nr. 24, Ordonnanz Offizier bei der 
12. Inf.⸗Brig., den rothen Adler⸗Orden 4. Klaſſe mit Schwertern; 

beim Stabe der 26. Infanterie⸗Brigade: dem Prem. ⸗Lt. Frhrn. v. Stroms 
bed vom 2. Brandend. Ulanen⸗Regt. Nr. 11 und Ordonnanz: Offizier bei 
der 26. Inf.⸗Brig., den rothen Adler⸗Orden 4. Klaſſe mit Schwertern; 

beim 3. Garde⸗Regiment zu Fuß: dem a jetzigen Sec. 
Lieutenant Boehmer, dem Felwebel Deimel und dem Feldwebel Bund: 
tod das Militär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe; 

deim 4. Garde⸗Regt. zu Fuß: dem Hauptmann v. Holtzendorff und 
dem Sec.⸗Lieutenant Schultze vom 1. Bat. (Berlin) 2. Garde⸗Landwehr⸗ 
Regiments, den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe mit Schwertern, ſowie 
dem Unteroffizier Roſenau das MilitärzEhrenzeichen zweiter Klaſſe; 

beim 3. Garde⸗Gren.⸗Regt. Königin Eliſabeth: dem Sec.⸗Lt. v. Görne 
den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe mit Schwertern, dem Unteroffiz. Hexel 
und dem Grenadier Nowack das Militär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe 


v. Falckenſtein und dem Sec. ⸗Lt. v. Stubnik den rothen Adler⸗Orden 
vierter Klaſſe mit Schwertern, dem Sergeanten Krüger und dem Tambour 
Werkmeiſter das Militär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe; 

beim 1. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 10; dem Sergeanten Galbiers das 
Militär⸗Ehrenxeichen zweiter Klaſſe; 

beim 1. Weſtfäliſchen Inf.⸗Regt. Nr. 13: den Sec.⸗Lts. v. Tabouillot, 
Paris und v. Winning J., den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe mit 
Schwertern; 

beim 2. Weſtfäliſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 15 (Prinz Friedrich der 
Niederlande): den Seconde⸗Lieutenants Emmich, Schöning und Bal⸗ 
thaſar den rothen Adlerorden vierter Klaſſe mit Schwertern und dem Unter⸗ 
Uns Kloſe das Militär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe; 

eim 1. Poſenſchen Infanterte⸗Regiment Nr. 18: dem Seconde⸗Lieutenant 
von Brandt den rothen Adlerorden vierter Klaſſe mit Schwertern und dem 
Feldwebel Hoffmann das Militär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe; 

beim 4. Brandenburgiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 24: den Premier⸗ 
Lieutenants Malotki von Trzebigtowski und von Brodowski, jo 
wie dem Seconde⸗Lieutenant von Nettelhorſt, dem Seconde⸗Lieutenant 
Hellwig vom 1. Bataillon (Ruppin) 4. Brandenburgiſchen Landwehr⸗Regi⸗ 
ments Nr. 24 und dem Seconde⸗Lieutenant Pochhammer vom 1. Bataillon 
(Spandau) 3. Brandenburgiſchen Landwehr⸗Regiments Nr. 20, den rothen 
Adlerorden vierter Klaſſe mit Schwertern; 

beim 3. Niederſchleſiſchen Infanterie⸗-Regiment Nr. 50: dem Oberſt⸗Lieute⸗ 
nant Schwartz den königl. Kronenorden dritter Klasse und dem Lazareth⸗ 
gehilfen Horn das Wilitär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe; 

beim 6. Brandenburgiſchen Inſanterie⸗Regiment Nr. 52: dem Premier⸗ 
Lieutenant Karnatz den rothen Adlerorden vierter Klaſſe; 

beim 6. Weſtfäliſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 55: dem Seconde⸗Lieute⸗ 
nant von Brauſe II. den rothen Adlerorden vierter Klaſſe mit Schwertern; 

beim 7. Brandenburgiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 60 den Musketieren 
Birkner und Krauſe IL, ſo wie dem Gefreiten Kluge das Militär⸗ 
Ehrenzeichen zweiter Klaſſe;: 

beim 8. Brandenburgiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 64: dem Sergeanten 
Heck, dem Gefreiten Burg feld, dem Musketier Kretſchmer und dem 
Fuͤſilier Schulz IV. das Militär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe; 

beim Brandenburgiſchen Jäger⸗Bataillon Nr. 3: dem Sec.⸗Lt. v. Boja⸗ 
nowsky II. den rothen Adlerorden 4. Klaſſe mit Schwertern; 

beim Garde⸗Huſaren⸗Regiment: den Sec.⸗Lieuts. v. Lord und Graf zu 
Weſterhold⸗Gyſenberg den rothen Adlerorden 4. Klaſſe mit Schwer⸗ 
ern, dem Portepeefähnrich, jetzigen Sec⸗Lieut. Grafen v. Lüttichau, dem 
Unteroffizier Lüders und dem invaliden Trompeter Köppe das Militärs 
Ehrenzeichen 2. Klaſſe, ſowie zur Vertheilung unter die vorgeſchlagenen Ser⸗ 
geanten ꝛc. drei Militär⸗Ehrenzeichen 2. Klaſſe. Die Mannſchaften, denen 
dieſe Ehrenzeichen zuerkannt worden find, werden namhaft gemacht werden; 

beim Weſtfäliſchen Küraffier- Regiment Nr. 4: den Wachkmeiſtern Roloff 
und Seipelt das allgemeine Ehrenzeichen; 

beim Brandenburgiſchen Küraſſier⸗Regiment (Kaiſer Nikolaus I. von Ruf: 
land) Nr. 6: dem Pr.⸗Lt. v. Wartenberg den rothen Adlerorden 4. Klaſſe 
mit Schwertern; 5 

beim Brandenburgiſchen Huſaren⸗Regiment (Zietenſche Huſaren) Nr. 3: 
dem Gefreiten Eßner das Militär⸗Ehrenzeichen 2. Klaſſe; 

bei der GardesArtillerie-Brigade: dem Pr.⸗Lt. Illgner und dem Sec.⸗ 
Lieut. Hoffmann v. Waldau den rothen Adlerorden 4. Kl. mit Schwer⸗ 
tern, dem e Effner und den Unteroffizieren Schneider und 
Arndt das Militär⸗Ehrenzeichen 2. 2. 

bei der 3. Artillerie-Brigade: dem Feldwebel Schütze, dem Kanonier 
Mareſch uad dem Ober⸗Gefreiten Müller das Militär⸗Ehrenzeichen 2. Kl.; 

bei der 7. Artillerie⸗Brigade: dem Hauptm. Himpe den k. Kronenorden 
1. Klaſſe mit Schwertern; dem Pr.⸗Lieut. Morgenroth den rothen Adler⸗ 
orden 4. Klaſſe mit Schwertern, dem Sergeanten ERS, und ben Ges 
freiten Rötzheim und Battenſtein das Militär⸗Ehrenzeichen 2. Klaſſe; 

beim Garde⸗Pionnier⸗Bataillon: dem Hauptmann v. Owſtien den ro⸗ 
then Adlerorden vierter Klaſſe; 3 

beim Brandenburgiſchen Pionnier⸗Bataillon Nr. 3: dem Seconde⸗Lieu⸗ 
tenant Groß und dem Seconde⸗Lieutenant Auguſtin vom 3. Landwehr⸗ 
. und commandirt zur Dienſtleiſtung bei der Ponton⸗Ko⸗ 
lonne Nr. 3, den rothen Adlerorden vierter Klaſſe mit Schwertern, dem 
Sergeanten Wilke und den Unteroffizieren Reichmann und Tilgner 
das Militär⸗Ehrenzeichen zweiter Klaſſe; 

beim Weſtfäliſchen Pionnier⸗Bataillon Nr. 7: dem Seconde⸗Lieutenant 
Fleck den rothen Adlerorden vierter Klaſſe mit Schwertern; 

bei Stabe der combinirten Garde⸗Infanterie⸗Diviſion: dem Feldmagazin⸗ 
Controleur Rudolph den rothen Adlerorden vierter Klaſſe am 2 
Bande und dem Feldbriefträger Wehrmann von der Feldpoſt⸗Expedition 
der combinirten Garde⸗Infanterie⸗Dibiſion das allgemeine Ehrenzeichen am 
Bande des rothen Adlerordens mit dem ſchwarzen Streifen; 

beim Stabe der 5. Infanterie⸗Diviſion: dem Intendanturrath Kriele, 
Vorſtand der Feld⸗Intendantur der 5. Infantur⸗Diviſion, den rothen Adler⸗ 
olden vierter Klaſſe am weißen Bande, und dem Feldbriefträger Arlet von 
der Feldpoſt⸗Expedition der 5. Infanterie⸗Diviſton, das allgemeine Ehren⸗ 
e ichen am Bande des rothen Adlerordens mit dem ſchwarzen Streifen: 

beim 7. Brandenburgiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 60; dem Übers 
Stabs⸗ und Regimentsarzt Dr. Herzer den rothen Adlerorden vierter Klaſſe 
mit Schwertern am weißen Bande; 

beim Garde⸗Huſaren⸗Regiment: dem Ober⸗Stabs⸗ und Regiments⸗Arzt 
Dr, Puhlmann den rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife am 
weißen Bande; 

beim Brandenburgiſchen Huſaren⸗Regiment (Zieten'ſche Huſaren) Nr. 3: 
dem Ober⸗Stabs⸗ und Regiments⸗Arzt Dr, Holzhauſen den rothen Adler⸗ 
Orden vierter Klaſſe am weiißen Bande; 

beim 1, ſchweren Felvlazareth des Garde⸗Corps: dem Ober⸗Stabs⸗ und 
Chef⸗Arzt Dr. Große und dem Feld⸗Aſſiſtenz⸗Arzt Dr. Pilchowsti den 
rothen Adler⸗Orden vierter Kloſſe am weißen Bande, ſowie 

dem Revier Aufſeher Peſchel das allgemeine Ehrenzeichen am Bande des 
rothen Adler⸗Ordens mit dem ſchwarzen Streifen; 

beim 1. ſchweren Feldlazareth des 7. Armee⸗Corps: dem Stabsarzt 
Dr, Schwabe vom mediziniſch⸗chirurgiſchen Friedrich⸗Wilhelms⸗Inſtitut, den 
rothen Adlex⸗Orden vierter Klaſſe am weißen Bande. 

Se. Majeftät der König haben allergnädigſt geruht: den General⸗Lieute⸗ 
nant und Kommandanten von Alvensleben bierjelbft zum Vorſißenden 
des oberen Schiedsgerichtes zur Entſcheidung der Streiligkeiten in Renn⸗An⸗ 
gelegenhelten; und den ordentlichen Profeſſor Dr, Grieſinger in Zürich 
me ordentlichen Profeſſor in der medtiniichen Fakultät zu Berlin unter Bei⸗ 
egung des Charakters ls Geheimer Medizinal Rath zu ernennen; ſo wie 
deu Kreisgerichts⸗Seeretair K 
Ruhestand den Charakter als Kanzlei⸗Rath zu verleihen. 

Berlin, 11. Febr. (Se. Maj. der König] nahmen heute 
den Vortrag des Militär⸗Kabinets entgegen, empfingen im Beifein des 
Commandanten die militäriſchen Meldungen des Oberſten Rode vom 
See⸗ Bataillon und des Lieutenants Schoening vom 15. Infanterie⸗ 
Regiment, demnächſt den Vortrag des Civil⸗Kabinets und alsdann den 
Oberſt⸗Kämmerer Grafen Redern. 

[Ihre Maj. die Königin] beſuchte geſtern mit Sr. Maj. dem 
Könige den Ball im Opernhauſe. 

[Se. königl. Hoh. der Kronprinz] nahm geſtern Vormittag 
die Meldung des Prem.⸗Lieuts. Adler vom 7. Pommerſchen Infanterie⸗ 
Regiment Nr. 54 entgegen, und empfing dann den Wirkl. Geh. Rath 
und Ober⸗Präſtdenten von Schleſien, Freiherrn v. Schleinitz. Abends 
beſuchte Hoͤchſtderſelbe die Vorſtellung im Schauſpielhauſe, und wohnte 
ſpäter mit Ihrer königl. Hoh. der Frau Kronprinzeſſin dem Subſerip⸗ 
tionsball im Opernhauſe bei. (St.⸗A.) 

— Berlin, 12. Febr. [Die geſtern Abend ſtattgehabte 
Sitzung der Budget⸗Commiſſion] des Abgeordnetenhauſes be⸗ 
gann um 6 Uhr und währte bis 10 Uhr. Es hatten ſich viele Mit: 
glieder des Hauſes als Zuhörer eingefunden. Als Vertreter der Staats⸗ 
Regierung erſchien der Geh. Finanzrath Mölle. Von hervortretendem 
Intereſſe waren die Verhandlungen über den Staateſchaz. Es ergab 
ſich, daß zur Deckung der Kriegskoſten 5 Mill. Thlr, aus dem Staats⸗ 
ſchatz genommen ſeien, ſo daß ſich die Geſammtſumme der Entnahme 
aus dem Staatsſchatz einſchließlich derjenigen 5,500,000 Thlr., welche 
für die Grundſteuer⸗Regulirung verwendet worden, auf 10,500,000 
Thlr. und der Beſtand des Staatsſchatzes ſich ſomit jetzt auf ca. 10 
bis 11 Mill. Thlr. baares Geld beläuft. Ueber dieſe Angelegenheit 
entſpann ſich eine überaus lebhafte Debatte. Als Reſultat derſelben 
wurde ſchließlich der Antrag geſtellt: „Die vorgenommene Entnahme 
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aus den Jahren 1820 und 1826 ein geſetzliches Inſtitut ſei. Wenn 
durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden könne, wie viel in den Staats⸗ 
ſchatz abzuführen ſei, ſo könne auch nur durch ein Geſetz beſchloſſen 
werden, wie viel aus dem Staatsſchatz entnommen werden könne. 
Dagegen wurde bemerkt, daß es ſich nur um Etatsüberſchreitungen 
handle, über deren Deckung es keiner geſetzlichen Vorſchrift bedürfe. 
Gegen dieſe Einwendung wurde indeſſen angeführt, daß der Staats⸗ 
ſchatz eine geſetzliche Inſtitution ſei, zu deren Verwaltung beſondere Be⸗ 
amte angeſtellt ſeien. Auch ſei ſeit dem Jahre 1849 der geſetzliche 
Grundſatz firirt, daß beide Häuſer des Landtages die Verwaltung des 
Staatsſchatzes zu reguliren hätten. Es wurde beſonders darauf hin⸗ 
gewieſen, daß im Jahre 1859 das Herrenhaus bei den Verhandlun⸗ 
gen über dieſe Materie jenen Grundſätzen ſeine volle Zuſtimmung gege⸗ 
ben, und wie namentlich die Herren Stahl und Götze ſich dafür ausge⸗ 
forschen hätten. Ref. über die Sache war damals im Herrenhauſe 
Graf Itzenplitz, zur Zeit Handelsminiſter. Die Beſchlußnahme über 
den Antrag wurde bis zur Verhandlung über den Generalbericht aus⸗ 
geſetzt. Ein anderer Antrag auf Vorlegung der monatlichen Abſchlüſſe 
der General⸗Stgatskaſſe für 1864 im Budget wurde mit allen gegen 
eine Stimme abgelehnt. — Die Eiſenbahnanleihe kam in derſelben 
Weiſe, wie früher nochmals zur Erörterung. Schließlich wurde folgen⸗ 
der Antrag eingebracht: „die Koſten der Grundſteuer⸗Regullrung in Be⸗ 
trage von 5,500,000 Thlr., welche aus dem Staatsſchatz entnommen 
ſeien, der Schuldentilgung⸗Commiſſton zur ſchleunigen Amortiſirung 
der Anleihe von 10 Millionen Thlr. für Entſchädigung der Grund⸗ 
ſteuerbefreiungen zu überweiſen.“ Dieſer Antrag wurde abgelehnt und 
dafür folgender Antrag: „Die Ueberweiſung der Forderung für Rück⸗ 
äußerung der Grundſteuerkoſten an den Staatsſchatz für nicht gerecht⸗ 
fertigt zu erklären, und die Regierung aufzufordern, die Rückzahlungs⸗ 
Raten als Einnahme in zukünftigen Etatsentwürfen zu veranſchlagen,“ 
angenommen. Man ging davon aus, daß dieſe Einnahme von 
den zukünftigen Landesvertretungen zu reguliren ſei. Die Frage, ob in 
Bezug auf die Entnahme aus dem Staatsſchatz die Regierung Indem⸗ 
nität fordern werde, blieb ungelöſt, da der Regierungs⸗Commiſ⸗ 
ſar auf die in der Thronrede verheißene und demnächſt zu erwartende 
Vorlage über die Kriegskoſten verwies. Die in der letzten Sitzung in 
Bezug auf die Bank eingebrachten Anträge ſind einer ſpäteren Eroͤrte⸗ 
rung vorbehalten worden, da der Regierungs⸗Commiſſar weitere 
Informirungen einziehen wollte. Der Generalbericht der Sub⸗ 
co mmiffion über das diesjährige Budget wird am Mittwoch zur 
Verleſung kommen. 

[Die Mitglieder des Staatsminiſteriums! traten geſtern 
Abend um 8 Uhr im auswärtigen Miniſterium zu einer vertraulichen 
Beſprechung zuſammen. 

[Der künftige Juſtizminiſter.] Seit Kurzem deſignirt man 
den Ober⸗Tribunals⸗Vicepräſidenten v. Schlieckmann, welcher die 
verſtorbene Schweſter des General⸗Adjutanten des Könige, des Ge: 
neral⸗Lieutenants o. Manteuffel, zur Gattin hatte, zum künftigen 
Juſtizminiſter. 

[Wegen der kleinen Tribüne im Abgeordnetenhauſe] 
iſt das Präſtdium nun doch ſelbſtſtändig vorgegangen, ohne die Be: 
ſchlüſſe der Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion abzuwarten; es hat dieſer 
Tage abermals ein Schreiben an das Miniſterium erlaſſen, worin es 
dieſe Tribüne für ſeine Dispoſition reclamirt. 

[Nach Einbringung der Militärnovelle!] ſchien, wie die 
„Mont. ⸗ Ztg.“ ſchreibt, deren einfache Verwerfung im Abgeordneten⸗ 
Hauſe ſehr wahrſcheinlich. Wie ſich inzwiſchen die Stimmung nach 
näheren Erörterungen geſtaltet hat, ſteht zuvörderſt eine ſehr eingehende 
Commiſſionsberathung, dann aber auch ein erneuter Verſuch zur Ein: 
bringung von Amendements in Ausſicht. Diejenigen Stimmen, welche 
dafür agitiren, gehen davon aus, daß man ſich dem Lande gegenüber 
auf zwei Ereigniſſe ſtützen müſſe, welche die Sachlage weſentlich geän: 
dert hätten: auf den beendeten däniſchen Krieg und den abgeſchloſſenen 
Handelösertrag mit Frankreich. Ob dieſe Anſicht durchdringen wird, 
fteht dahin, noch mehr, ob, wenn dies geſchehen, die Regierung jenen 
Amendements ihre Zuſtimmung ertheilen wird. Die Wiederbelebung 
der ihrer Zeit vielfach beſprochenen Forckenbeckſchen Amendements iſt 
noch ſehr zweifelhaft. 

([Die Katferin Eugenie ſoll ſich, den neueſten pariſer Nach⸗ 
richten zufolge, wirklich in noch intereſſanteren Umſtänden als gewöhn: 
lich befinden. 

[Der Kaifer von Rußland] wird auf feiner bevorſtehenden 
Reiſe nach Nizza zu ſeiner dort weilenden Gemahlin, deren Geſund⸗ 
heitszuſtand durch den Winter⸗Aufenthalt unter dem milden italieniſchen 
Himmel ſich günſtiger geſtaltet haben ſoll, an unſerem Hofe nächſtens 
erwartet. Auf der Rückkehr mit der Kaiſerin und ſeinen Kindern ſoll 
derſelbe längere Zeit hier zubringen wollen. 
[Der letzte Düppel⸗Verwundete.] Die flensburger „Nordd. 
Ztg.“ meldet von Flensburg: In der Nacht von Montag auf Dinſtag 
ſtarb hier der letzte noch im hieſigen Lazarethe befindliche Verwundete 
von der Erſtürmung der düppeler Schanzen her, der Grenadier Rau⸗ 
hut vom Regiment „Königin Eliſabeth“. Derſelbe wird am Freitag 
Nachmittags 3 Uhr mit militäriſchen Ehren vom Lazareth aus beerdigt 
werden. Wie wir bören, beabſichtigen die Mitglieder des Kampfge⸗ 
noſſenvereins, durch Theilnahme am Leichenzuge dem braven Soldaten 
die letzte Ehre zu erweiſen. 

[Der zweite Polenprozeß] wird am 16. März d. J. bes 
ginnen. Es handelt ſich in demſelben um etwa 20 Angeklagte. Den 
Vorſitz führt auch diesmal Kammergerichtspräſident Büchtemann. — 
Die in dem beendigten Prozeſſe ſeitens der Oberſtaatsanwaltſchaft und 
der verurtheilten Angeklagten eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ſoll, wie 
verlautet, demnächſt von beiden Seiten zurückgenommen werden. Man 
hofft auf Begnadigung, ſobald das Erkenntniß rechtskräftig geworden. 

[Die Vorarbeiten in Betreff des Nord⸗Oſtſee⸗Kanals! 
find. im Handels miniſterium vollendet und das Reſultat derſelben wird 
binnen Kurzem in Form einer Druckſchrift an die Oeffentlichkeit treten. 
Die Leitung dieſer Vorarbeiten war dem Geh. Ober⸗Baurath Lentze 
anvertraut, einem Manne, der ſich bereits durch die Ausführung groß⸗ 
artiger Verkehrsbauten in Preußen einen berühmten Namen gemacht hat. 

[Arbeiter⸗Angelegenheiten.] In den Laſſalle'ſchen Arbeiter⸗ 
Vereinen herrſcht feit einigen große Aufregung in Folge der vom „Prä⸗ 
ſidenten“ beſchloſſenen Ausſtoßung der Mitglieder Wilms und 
Kling aus dem „Allgemeinen deutſchen Arbeiterverein!“. (W. iſt, fo 
viel uns bekannt, der frühere Secretär Laſſalle's.) Aus verſchiedenen 
Berichten geht hervor, daß die beiden Ausgeſtoßenen die „Autorität“ 
des Präſidenten anzuzwelfeln wagten und dieſelbe durch „Intriguen“ 
zu untergraben ſuchten. Man begnügte ſich mit der Ausſtoßung der 
zwei Rädelsführer und verzieh ihren Anhängern als „Verirrten“. 

[Vorſchußgeſchäft zwiſchen der öſterreichiſchen Finanz⸗ 
Verwaltung und dem Creditvereine.] Nach einer der „B.- u. 
9.3.” aus Wien zutelegraphirten Nachricht iſt das Vorſchußgeſchäft 
zwiſchen der öſterreichiſchen Finanzverwaltung und der Creditanſtalt zum 
definitiven Abſchluß gekommen. An dem Geſchaͤft haben außer der 


nach, zum Zwecke der Rückzahlung dieſes 11 Millionen Gulden betra⸗ 
genden Vorſchuſſes, der zu einer am 14. Febr. fällig werdenden Raten⸗ 
Zahlung an die Nationalbank verwandt wird, Pfandbriefe auf die der 
Nationalbank verpfändeten Staatsgüter ausgeben zu dürfen. Die 
Transaction wegen des Verkaufs der Staatsgüter an eines der zu 
dieſem Geſchäft zuſammengetretenen Conſortien bleibt einſtweilen ausgeſetzt. 

* [Dem Beſitzer des Café Boulevard] dürfte fein eigen⸗ 
thümliches Verfahren gegen die Fortfchrittöpartei*) nicht gut bekommen. 
Die berühmten Liebigſchen Symphonie⸗Concerte, vielleicht die Haupt⸗ 
quelle ſeiner Einnahme, werden fortan nicht mehr dort abgehalten 
werden. 

[Der Zuſtand Gutzkow's.] Seit dem Anfange dieſes Monats 
befindet ſich Karl Gutzkow in St. Gilgenberg bei Bayreuth, fein äl⸗ 
teſter Sohn hat ihn dort hingeleitet. Einem Privatbriefe entnimmt 
die „K. 3.“ Folgendes über den Zuſtand des Kranken; „Seine Ein⸗ 
bildungen beſchränken ſich jetzt darauf, daß er meint, ſeine Wunden, 
die in der beſten Heilung begriffen find, ſeien tödtlih und mit dem 
Brande behaftet; der Zuſtand ſeines Gehirns ſei derart, daß der voll⸗ 
ſtändige Wahnſinn ſich nächſtens bei ihm einſtellen werde.“ Die Aerzte 
hegen indeß die feſte Hoffnung, dieſen krankhaften Zuſtand durch ſorg⸗ 
ſame Pflege zu beruhigen und zu heilen. Was die öͤͤkonomiſchen Ver⸗ 
hältniſſe Gutzkow's betrifft, ſo erfahren wir darüber Folgendes. Auf 
den Antrag des Vorſtandes der berliner Zweigſtiftung der deutſchen 
Schillerſtiftung vom 3. d. M. ſind bereits am 4. d. M. der vorüber⸗ 
gehend in Weimar anweſenden Frau Dr. Gutzkow 250 Thlr. aus der 
Centralkaſſe in Weimar übergeben worden, mit der Eröffaung, daß an 
den Verwaltungsrath der deutſchen Schillerſtiftung von dem Vororte 
Weimar der Antrag geſtellt worden iſt, Dr. Karl Gutzkow eine lebens⸗ 
längliche Penſion von 500 Thlrn. jährlich vom laufenden Jahre ab 
aus der Centralkaſſe auszuſetzen, verbunden mit dem an die Vorſtände 
der Zweigſtiftungen von Dresden und Wien gerichteten Erſuchen, ſich 
einſtweilen auf unbeſtimmte Zeit ebenfalls mit einer Jahrespenſion, 
und zwar aus Dresden von 500 Thlrn., aus Wien von 200 Thlrn., 
an dieſer Vergabung zu betheiligen. 

[Locales.] Vor ungefähr acht Jahren erſtand der jetzt bereits verſtor⸗ 
bene Rechtsanwalt Jacoby im Wege der Subhaſtation eine Parzelle Sand⸗ 
boden vor dem Halle'ſchen Thor für 63 Thlr. Derſelbe würde auf dieſe 
Sandſcholle gar nicht gebeten haben, wenn er nicht mit einer Forderung von 
Mandatariengebühren bei der Subhaſtation betheiligt geweſen wäre. Jetzt 
hat der hieſige Magiſtrat behufs Anlage des dortigen neuen Stadttheils den 
Erben Jacoby's für dieſe Sandſcholle 53,000 Thlr. geboten. 

[Beſchlagnahme.] Die „Staatsbürger⸗Zeitung“ iſt geſtern we⸗ 
gen ihres Leitartikels polizeilich mit Beſchlag belegt worden. 


[Preßprozeß gegen Glasbrenner,] Einer der wenigen berliner 
Journaliſten, denen es trotz langjähriger Thätigkeit in den verſchiedenſten 
Branchen der a e und trotz immer energiſcher und ſtark accentuirter Aeuße⸗ 
rung der freien Meinung bisher gelungen war, die Klippen zu umſchiffen, 
welche aus dem Meere der preßgeſetzlichen Paragraphen dräuend emporſtar⸗ 
ren, iſt Ad. Glasbrenner, der Herausgeber des „luſtigen Volkskalenders“ 
und der „Berliner Montagszeitung“. Dreißig Jahre hat er über Politik, 
über Kirche, über fociale und Gott weiß über was noch Alles für heikliche 
ſonſtige Dinge geſchrieben, ohne daß er ja in irgend welcher Stadtvoigtei, 
durch irgend welche Geldbuße oder auch nur auf irgend einer Anklagebank 
zu büßen oder zu beruen gehabt hätte, was er geſchrieben. Wie aber kein 
Sterblicher vor feinem Tode glücklich zu preiſen, fo auch dieſer Sterbliche 
nicht. Geſtern erſchien er auf der Anklagebank unter der Beſchuldigung, die 
Staatsangehörigen zum Haſſe und zur Verachtung gegen einander angeregt 
und dadurch den öffentlichen Frieden gefährdet zu haben, wie da geſchrieben 
ſtehet im 8 100 des Strafgeſezbuches. „Der kleine Wantrup oder die 
Runft in 24 Stunden conſervativ zu werden“, eins der heiterſten 
und witzigſten Produkte neuerer Glasbrennerſcher Laune, war die Ver⸗ 
anlaſſung zu der Heinen CriminalsFatalität. Die Epiſtel, welche jene Ueber: 
jürift fährt, erſchien zuerſt im luſtigen „Volkskalender“, dann ward fie in 
ie „Montags⸗Zeitung“ übernommen. Sie enthält eine Reihe weiſer Lehren 
über die ſchnellſte und praktiſcheſte Weiſe, ein Conſervativer im Wantrup⸗ 
chen Sinne oder, wie wir mit vorſichtiger Reſerve ſagen wollen, ein Con⸗ 
ervativer in demjenigen Sinne zu werden, den Glasbrenner dem Schulrath 

antrup ſuppeditirt. Zur Charalteriſtik jener weiſen Lehren heben wir die 
folgende heraus: „Und ſo du auf der Straße bei Tage einem Juden begeg⸗ 
neſt, fo ſchlage ihm auf den Kopf, wo das Leben fit, erhebe einen Schilling 
von ihm und fage: Hepp, hepp, du Mords⸗Jude, du ſollſt ja am Tage nicht 
auf die Straße gehen!“ u. ſ. w. u. ſ. w. Der Staats⸗ Anwalt v. Mörs 
ſuchte auszuführen, daß dieſe Stellen und andere ähnliche der Epiſtel aller⸗ 
dings den Thatbeſtand der Frledensſtörung in ſich begriffen, da fie der con: 
ſervativen Partei im Staate diejenigen Meinungen und 5 0 2 die ſie 
beſprächen, indirect zum Vorwurfe machten. Er beantragte 30 Thlr. Geld⸗ 
buße gegen den Angeklagten. Der Vertheidiger Holthoff dagegen meinte, der 
8 100 paſſe nicht auf die Epiſtel. Die „conſervative Partei“, gegen welche die⸗ 
elbe die übrigen Staatsangehörigen zum Haſſe und zur Verachtung ans 
reizen folle, ſei ein weſenloſer Begriff, je nach den Strömungen der Zeit und 
der Politik bedeute ſie unter jeder Regierung etwas Anderes Abgeſehen 
davon aber ſei die Epiſtel gar nicht geeignet, Haß und Verachtung zu er⸗ 
regen, ſondern höchſtens Lachen, und kein Menſch im preußiſchen Staate 
werde ſich einfallen laſſen, auf Grund dieſer Epiftel feine conſervativen Mit⸗ 
bürger zu haſſen und zu verachten. Sie ſei augenſcheinlich gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon oder auch gegen en beſtimmte Perſonen gerichtet und 
enthalte vielleicht Beleidigungen derſelben, um ſolche handle es ſich hier 
aber nicht, ſondern eben nur um die Störung des offentlichen Friedens, von 
der bei —5 der Dinge nicht die Rede ſein könne. Das Gericht ſprach auch 
den Angeklagten frei. Es wies zwar die Ausführung der Vertheidigung 
zurück, wonach conſervative Parteien nur ein weſenloſer Begriff ſein ſollten, 
und erklärte, daß dieſer Ausdruck vielmehr eine ganz beſtimmte Partei kenn⸗ 
zeichne, hielt aber den incriminirten Artikel für eine bloße Satyre, welche 
nicht geeignet ſei, den öffentlichen Frieden zu gefährden. — Und unſchulds⸗ 
weiß, wie ein Täublein, ging Glasbrenner aus der beſchriebenen Gefährdung 
ſeines Friedens hervor. 


reßprozeß.] Geſtern wurde ein Preßprozeß gegen das hier erſchei⸗ 
mu „Märkiſche eben att“ verhandelt wegen Beleidi⸗ 
gung des Ober⸗Staatsanwalts beim Kammergericht reſp. deſſen Vertreter 
und des Polizei⸗Präſidiums zu Poſen in Beziehung auf den Beruf. Incri⸗ 
minirt war ein Artikel des Blattes in ſeiner Nummer vom 26. November 
v. J, mit der Ueberſchrift: „Der Polenprozeß und die Anklageſchrift.“ Der 
verantwortliche Redacteur des Blattes, Vicar Müller, war deshalb zur Uns 
terſuchung 9 ögen worden. Der incriminirte Artikel wendet ſich hauptſächlich 
gegen die eee der Anklage im Polenprozeß, ſoweit dieſelben die 

olniſch⸗katholiche Geistlichkeit betreffen, und gegen die Maßregel des Polizei ⸗ 
Peaſteiums, anlangend die angebliche Verhaftung, Entlaſſung und Wieder⸗ 
verhaftung von katholiſchen Geiſtlichen unter der Beſchuldigung des Hoch⸗ 
verraths. Der Artikel greift die Ausführungen der Ober⸗Staatsanwaltſchaft 
in der Anklage im Polenprozeſſe gegenüber den neun Asian geiſtlichen 
Standes an, und macht bei dieſen Angriffen der Ober⸗Staatsanwaltſchaft, 
reſp. deren Vertreter, den Vorwurf des mangelnden Verſtändniſſes katho⸗ 
liſcher Dogmen, und ſtellt Sätze auf, welche für den Beamten beleidigend 
find. In der mündlichen Verhandlung geſtand der Vicar Müller die fak⸗ 
— 5 Behauptungen der Anklage zu, bekannte ſich — Verfaſſer des Ar⸗ 
tilels, beſtritt aber die Strafbarkeit der incriminirten Stellen und wollte wegen 
der herrſchenden Aufregung in der Gemeinde nur eine Abwehr 9 
haben, auch von dritten hochgeſtellten Perſonen zu dem Artikel provocirt 
worden ſein. Er entſchuldigte ſich außerdem damit, daß er zur get der Ans 
fertigung des Artikels an einem heftigen Fieber gelitten habe. Der als Ver⸗ 
treter der Staatsanwaltſchaft fungirende Oberſtaatsanwalt Herr v. Moers 
beantragte das Schuldig, fand indeſſen darin, daß Angeklagter für ſeine Be⸗ 
rufsgenoſſen gekämpft, daß er der angeblich unrichtigen Auffaſſung hinſicht⸗ 
lich einzelner Dogma entgegengetreten und daß er nur die Grenzen der ihm 
feiner Anſicht nach obliegenden Pflichten überſchritten habe, endlich, daß er 
zur Zeit jener Redactlon nervenkrank geweſen, mildernde Umſtände und bes 
antragte unter Ausſchluß der Freiheitsſtrafe 25 Thlr. Geldbuße event. 14 
Tage Gefängniß. Das Gericht erkannte dem Strafantrage gemäß. 


Fr hatte nämlich im „Publiz.“ erklärt, daß nur durch ein Verſehen ſei 
5 nes f die Fortſchrittspartei in ſein Lokal aufgenommen Kun 
den Ich 


anner perfönic verantwortlich zu maten find." Von anderer|Grebitanfalt Thel die Häufer Kethſchld, Sina, Mobianer, Lobekeo,| Soeſt, 9. Fehr. Mihtbenktigung] Der Wahl bed Satt. 


verordneten Wennig zum Rathmann iſt — gleich der frühern des 
Stadtverordneten Stuve — ſeitens der Regierung zu Arnsberg die 
Beſtätigung verweigert. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat in 
Folge deſſen mit allen gegen 2 Stimmen beſchloſſen, die Recurs⸗In⸗ 
ſtanz zu betreten, und wird dieſe dann wohl bis zum Abgeordneten⸗ 
hauſe durchgeführ werden. 3 

Memel, 8. Febr. [Confiscation.] Die geſtern erſchienene 
Nummer der hieſigen „Bürgerzeitung“ iſt polizeilich conſiscirt worden 


2 1840 der General der Infanterie v. Schöler 
v 28. Okt. 1840); hierauf kaum ein Jahr lang, 

5. Aug. 1841 bis 30. März 1842, Wirkl. Geh. Rath v. Bülow (nach der Abbe⸗ 
rufung Wirkl. Staats- und Kabinetsminiſter, geſt. zu Berlin 6. Febr. 1846), 
Vom 16. Juni 1842 bis 15. Mai 1848 folgte der Wirkl. Geh. Rath Kam⸗ 
merherr Graf v. Dönhoff⸗Friedrichſtein; ſodann bis zur . 
desverſammlung (12. Juli 1848) der Geſandte in Rom, Wirkl. Legat.⸗Rath 
und Kammerherr Graf v. Uſedom. Am 14. Mai 1851 trat General⸗Lieut. 
v. Rochow (bis 27. Auguſt 1851) in die wieder hergeſtellte Bundesverſamm⸗ 
Ar als k. ba Geſandter am ruſſ. Hofe zu St. Petersburg 1 7 
April 1854). Vom 27. Auguſt 1851 bis 24. Februar 1859 folgte Geh. 
Leg.⸗Rath O. von Bismarck⸗Schönhauſen; ihm am 5. März 1859 I: zwei⸗ 
tenmale der Wirkl. Geh. Rath und Kammerherr v. Uſedom, bis 8. Januar 
1863 (in den Grafenſtand erhoben als Geſandter nach Turin gekommen). 
Vom 8. Januar 1863 an bekleidete der Wirkl. Geh. Rath und Kammerherr 
v. Sydow den Geſandtſchaftspoſten, und nach deſſen Abberufung trat der 
a ae: 7 0 Kammerherr d. Savigny in die Bundesverſammlung, am 


Hamburg, 10. Febr. [Militäriſches.] Die durch die Cor⸗ 
pulenz des Rittmeiſters Rettich der Cavallerie⸗Diviſion hervorgerufene 
Differenz in unſerem Offiziercorps hat endlich ihre Erledigung in fol⸗ 
gender Weiſe gefunden: Prem.⸗Lieutn. v. Abereron hat nach Herſtellung 
von ſeiner im Duell mit dem Rittmeiſter Rettich erhaltenen Schußwunde 
und nach Verbüßung eines 6 wöchentl. Arreſtes feinen Abſchied aus hambur⸗ 
giſchen Dienſten nachgeſucht und auch ſofort erhalten. Premier⸗Lieute⸗ 
nant v. Steuben von der Cavallerie und Premier⸗Lieutenant See⸗ 
lemann der Infanterie ſind aus dem hamburgiſchen Dienſt entlaſſen 
worden. Der Seconde⸗Lieutenant und Adjutant der Cavallerie Klepſch 
und Premier⸗Lieutenant Krieß der Infanterie haben einen Zmonatli⸗ 
chen, die Seconde⸗Lieutenants Krüger und Des Coudres der Gas 
vallerie einen 2monatlichen und der Seconde⸗Lieutenant v. Hodenberg 
einen 14tägigen Arreſt zu verbüßen. Die Entlaſſungen und die großen 
Freiheitsſtrafen ſind ſämmtlich durch Verſchärfung der kriegsgerichtlichen 
Erkenntniſſe von Seiten des oberſten Kriegsherrn, durch den Bürger⸗ 
meiſter Dr. Sieveking, erfolgt. Bei Androhung ſofortiger Entlaſſung 
aus dem Dienſt iſt den Offizieren des hamburgiſchen Contingents ver⸗ 
boten worden, in dieſer Angelegenheit Duellforderungen anzunehmen 
oder zu erlaſſen. (N. Pr. Z.) 

Kiel, 10. Febr. [Anſchluß an Preußen.] Uebermorgen Früh 
findet in Rendsburg die ſchon ſeit einiger Zeit beabſichtigte, durch allerlei 
Umſtände bis jetzt verzögerte Verſammlung der von der flensburger 
„Nordd. Ztg.“, den „Schlesw. Nachr.“, ſowie in gewiſſem Maße auch 
von den „Itzehoer Nachr.“ vertretenen Partei des engen Anſchluſſes 
an Preußen ſtatt, in welcher dieſelbe ſich durch Aufſtellung eines Pros 
gramms zu organifiren gedenkt. Wie ich höre, find Einladungen dazu 
nach den verſchiedenſten Städten Holſteins wie Schleswigs ergangen. 
Auch von hier werden mehrere namhafte Mitglieder der Partei, darun⸗ 
ter einige kieler Profeſſoren, dort erſcheinen. Eingeladen, ebenfalls zu⸗ 
gegen zu ſein, hoffe ich Ihnen über den Gang der Berathungen und 
das Programm, über das man ſich einigen wird, ausführliche Mit⸗ 
theilung machen zu koͤnnen. Im Voraus meine ich annehmen zu 
dürfen, daß letzteres den Wunſch, das Erbrecht des Herzogs, den in 
Betreff deſſelben bis jetzt kundgegebenen Willen des Landes und die 
innere Selbſtſtändigkeit Schleswig⸗Holſteins geachtet zu ſehen, enthalten, 
in allem Uebrigen aber die etwaigen Forderungen Preußens, wie 
weit fie auch gehen mögen, als bedingungslos anzunehmende hin⸗ 
ſtellen wird. (N. 3.) 

Italien. 8 

Turin, 7. Febr. [Die Adreſſe. — Zur Encyklica.] Heule 
iſt der Sondicus Rora mit zwei Gemeinderäthen nach Florenz gereiſt, 
um dem Koͤnige die Adreſſe zu überreichen, welche geſtern Abend von 
dem Gemeinderathe berathen worden iſt. Den Wortlaut derſelben kann 
ich Ihnen heute nicht mittheilen, er wird wahrſcheinlich von Florenz 
aus zu Ihrer Kunde gelangen. Das aber darf ich ſchon heute ſagen, 
daß ſie würdig gehalten iſt. Die Adreſſe bedauert vor Allem die Ab⸗ 
reiſe des Königs, weiſt jeden Antheil an den Vorgängen des 30. Ja⸗ 
nuar von ſich und ſtellt dar, daß, um weitere Unordnung zu verhüten, 
der Gemeinderath, von dem Bewußtſein ſeiner Pflichten und ſeiner 
Verantwortlichkeit durchdrungen, ſich in Permanenz erklärt und gemein⸗ 
ſam mit der Nationalgarde für Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Ruhe geſorgt habe. Zum Schluſſe ſpricht die Adreſſe ſich dahin aus, 
daß Turin des Schauſpiels ſeiner blutbeſpritzten Straßen nicht vergeſſen 
könne, und noch immer bedauere, weder von den Miniſtern noch von 
der Kammer die Gerechtigkeit erlangt zu haben, welche es beanſpruchen 
zu können glaube. — Auf die Anfrage des Juſtizminiſters hat der 
Staatsrath ſich dahin ausgeſprochen, daß die Ertheilung der Erlaubniß 
zur Veröffentlichung der Encyklica ſtatthaft ſei in Anwendung des Grund⸗ 
ſatzes von der freien Kirche im freien Staate, womit namentlich nichts 
weniger als eine Solidarität mit den Grundſätzen der Encyklica er⸗ 


klärt werde. (8. 3.) 
Frankreich. 

* Paris, 9. Febr. [Zum Kirchenſtreit.] Der erſte Feldzug 
des Kirchenſtreites in Frankreich iſt beendet, die Regierung hat das im 
Concordat und den organiſchen Geſetzen vorgezeichnete Feld behauptet; 
was jetzt folgt, wird von der Haltung Roms und des franzöſiſchen 
Episcopatd abhangen. Der „Moniteur“ iſt heute ganz voll von Streit⸗ 
belegen; der Bericht des Staatsrathes Langlais zu den kaiſerlichen 
Decreten fällt faſt 7 Rieſenſpalten des amtlichen Blattes. Unter An⸗ 
ziehung der Art. 1 und 6 des Geſetzes vom 18. Germinal X. wird 
der Biſchof von Moulins und der Cardinal Erzbiſchof von Beſangon 
des Amtsmißbrauchs geziehen, weil ſie „auf der Kanzel den Theil des 
encykliſchen Schreibens verleſen, deſſen Empfang, Bekanntmachung und 
Vollzug nicht von Uns (dem Kaiſer) dem franzöſiſchen Kaiſecthume ers 
laubt iſt.“ Aus dem Berichte von Langlais erhellt, daß der Cardinal 
Mathieu zuerſt verlangte, mündlich vernommen zu werden, und als ihm 
dies nicht geſtattet wurde, auf jede ſchriftliche Einwendung Verzicht lei⸗ 
ſtete, während Msgr. de Dreux⸗Brezs die Competenz des Staatsrathes 


beſtritt und aus dieſem Grunde ſich der Vertheidigung enthielt. Die 
Stellung iſt alſo die, daß erſtens der Kaiſer auf ſeiner Prärogative beſteht, 
die beiden Prälaten den Spruch gewiſſermaßen als ein bloßes Con⸗ 
tumacialurtheil betrachten, und daß zweitens Eneyklica und Syllabus 
für Frankreich wirkungslos erklärt find, während der Episcopat nach 
wie vor gegen den Siegelbewahrer und jetzt, nachdem der Kaiſer ge⸗ 
ſprochen, erſt recht gegen ihn loszieht. Damit darüber kein Zweifel 
bleibe, veröffentlichen die ultramontanen Organe heute ein Proteſt⸗ 
ſchreiben vom Biſchofe von Aix und ein Rundſchreiben des Biſchofs 
von Montpellier an ſeine Pfarrer; erſterer ruft dem Juſtizminiſter, 
nachdem er gegen die Interdicirung der Eneyklica proteſtirt, zu: „Bitte 
Herr Miniſter, legen Sie gefälligſt dieſen Brief, wenn Sie es für gut 
halten, dem hochherzigen Kaiſer vor, wie ſechzig Tauſend Seelen 
meines Sprengels ihn vor einigen Monaten unter der Eiche des hei⸗ 
ligen Vincenz von Paula bezeichnen hörten.“ 

[Beſch werde gegen den päpſtlichen Nuntius. Wichtiger 
als die Schritte gegen die Biſchöfe iſt die nachdrückliche Haltung des 
Kaiſers gegen die directen Eingriffe römiſcher Diplomatie in die inne⸗ 
ren Angelegenheiten des Landes. Die betreffende Erklärung lautet 
wortlich: „Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten hat nach er⸗ 
haltenen Befehlen des Kaiſers den Botſchafter Sr. Majeftät beim hei⸗ 
ligen Stuhle aufgefordert, Beſchwerde wegen zweier vom päͤpſtlichen 
Nuntius an die Biſchöfe von Orleans und Poitiers gerichteter Briefe zu 
erheben, — Briefe, welche durch die Blätter zur Oeffentlichkeit gebracht wur⸗ 
den und einen Uebergriff über die Regeln des internationalen Rechtes, wie 
des franz. Staatsrechtes enthalten.“ Man iſt nicht wenig auf die Ant⸗ 
wort Roms geſpannt. Die Depeſche an Herrn v. Sartiges, worin Herr 
Drouyn de Lhuys ſich Aber die Briefe des Nuntius beklagt, iſt weit 
ſchärfer, als man nach der kurzen Note im „Moniteur“ urtheilen 
ſollte. Es war auch einen Augenblick die Rede davon, dieſelbe im 
amtlichen Blatte zu veröffentlichen; der Kaiſer hat jedoch die Ver⸗ 
oͤffentlichung als noch nicht an der Zeit unterſagt. Dieſes Aktenſtück 
wird noch nicht zur Oeffentlichkeit durch das gelbe Buch gelangen, da 
dieſes ſchon am 16. ausgegeben werden ſoll und ganz fertig gedruckt 
ft. Doch wäre es nicht unmoglich, daß Herr Rouher in der Kammer 
den Deputirten einige Kenntniß davon geben wird. Die Klage über 
den Nuntius muß nach dem herrſchenden Gebrauche in der diplomati⸗ 
ſchen Welt zu einer Abberufung deſſelben oder zu einem diplomatiſchen 
Bruce führen. Das erſtere iſt wahrſcheinlicher und dürfte Mfgr. Chigi 
zunächſt eine „Urlaubsreiſe“ antreten. 

[Die Preffe] iſt wieder einmal derb an ihre Vogelfreiheit erin⸗ 
nert worden. Der „Moniteur“ docirt: „Gewiſſe Blätter bringen, ohne 
Anſtand zu nehmen, Berichte über angebliche Vorgänge im Miniſter⸗ 
rathe. Die Berathungen dieſes Rathes ſind geheim, und die augeb⸗ 
lichen Angaben der Blätter können nur dazu führen, die öffentliche 
Meinung zu verwirren.“ Dieſe Zurechtweiſung iſt ſelbſt der „France“ 
u ſtark. 

r Nenn es auch wahr iſt,“ entgegnet fe daß die Sitzungen des Miniſter⸗ 

es geheim ſind, ſo verbietet doch kein Artikel der Verfaſſung und kein 
Geſetz den Blättern, daß ſie zu erfahren ſuchen und mittheilen, was in 
die c vorgeht. Wie kann man, wenn die Miniſter zuſammentreten und 
die hoͤchſten Perſonen über d entliche Angelegenheiten berathen, verlangen, 
daß die öffentlihe Meinung ſich nicht um die Beſchlüſſe, die im Werke find, 

mmere? Sind ihre Nachrichten falſch, ſo berichtige man fie; werden 
Nachrichten verbreitet, welche mala fide und auf Beunruhigung berechnet find, 
ſo verfolge man ſie gerichtlich; aber wahrhaftig, die geſetzlichen Schranken 
ſind für die Preſſe ſchon eng genug, man braucht ſie nicht noch enger zu 
ſtecken durch Verbote, von denen das Geſetz nichts weiß.“ 

Die Zeit, wo die Preſſe nur den Kammerdiener der Regierung 
ſpielte, iſt vorbei, ſelbſt die Höflinge des „decorirteſten, perfideſten“ 
Hoforganes rufen das Geſetz an, wenn die Regierung ihnen den alten 
Knebel wieder in den Mund ſchieben will. 

Grof britan nien. 

E. C. London, 8. Febr. [Ueber die geſtrige Rede Lord Derby's] 
bemerkt der „Globe“: „Sie darf als ein Geſtändni betrachtet werden, daß die 
Oppoſition ſich über nichts Beſonderes in der Art und Weiſe, wie Ihrer Maje⸗ 
ftät Miniſter die Angelegenheiten des Landes während der ſeit dem Schluſſe 
der vorigen Seſſion verfloſſenen ſechs Monate geleitet haben, zu beklagen hat. 
Alles, was die Rede von kritiſchen Bemerkungen enthielt, athmete den Geiſt 
der Billigkeit, und die Mäßigung und Gutmüthigkeit ihres Tones bot einen 
eigenthümlichen Gegenſatz zu der Heftigkeit, mit welcher die Organe feiner 
Partei ohne beſonderen Anlaß Tag für Tag ihre kleinen Donnerkeile gegen 
irgend ein Mitglied der Regierung zu entſenden pflegen. Was 11 

pmpathien der Ir der @onferbativen auch immer für die Conföderir⸗ 
ten hegen mag, ſo hütet er ſich doch wohl, die Neutralitäts⸗Politik zu ta⸗ 
deln, welche die Regierung den Kriegführenden gegenüber beobachtet hat und 
in welcher auch ferner zu verharren ſie durch die Thronrede verpflichtet iſt. 
Er kann nichts an der Art und Weiſe ausſetzen, wie ſie ausgeführt worden 
5 und es unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn ſie nicht ehrlich und wirk⸗ 
lich geweſen wäre, wir uns 5 mit der Unions⸗Regierung aus⸗ 
geſetzt hätten, die man allgemein tief beklagt haben würde. Lord Derby be⸗ 
dauert, daß die Regierung des Nordens allem Anſcheine nach mit unſerem 
Verhalten nicht zufrieden iſt. Aber dafür können wir nichts. Das Bewußt⸗ 
ſein, den richtigen We . en und uns redlich beſtrebt zu haben, auf 
demſelben fortzuwandeln, mu ufer beſter Troſt ſein.“ 

[Perſonalien.] Der Graf und die Gräfin von Eu haben ſich 
von Southampton aus nach Claremont begeben. — Das Ärztliche 
Bulletin ſpricht ſich über Cardinal Wiſeman's Zuſtand etwas günſti⸗ 


ger aus. N 
[Der General⸗Controleur der Staatsſchulden⸗Ver⸗ 


waltung] zeigt an, daß von der Summe von 2,587,571 Pfd. St., 


welche den Ueberſchuß der Staatseinnahmen über die Ausgaben für 
das am 30. September abgelaufene Finanzjahr repräſentirt, den ge⸗ 


ſetzlichen Beſtimmungen gemäß der vierte Theil, 646,892 Pfd. Sterl., 
zur Reducirung der Staatsſchuld angewieſen worden iſt. 

[Der Reformverein von Leeds] hat beſchloſſen, den Sohn 
Lord Ruſſell's, Viscount Amberley, auf Grund der jüngft in Leeds 
gehaltenen Rede, worin er die Nothwendigkeit der Ausdehnung des 
Wahlrechtes verfocht, durch eine Deputation um die Erlaubniß zu bit⸗ 
ten, ihn bei der nächſten allgemeinen Parlamentswahl als Candidaten 
für Leeds aufzuſtellen. 

Amerika. 

New⸗Hork, 28. Jan. [Nachrichten aus dem Süden.] 
Es herrſchen im Süden verſchiedene Anſichten darüber, ob man ſich 
auf den baldigen Fall Wilmingtons gefaßt halten müſſe. In dem 
Senat von Nordcarolina iſt ein Schreiben eines in der bedrohten Stadt 
verweilenden Mitgliedes der Legislatur verleſen worden, welches ſehr 
zuverſichtlich auf die Behauptung des Platzes rechnet; und wilmingtoner 
Zeitungen verſichern, die Kanonenboote Porters ſeien nicht im Stande, 
den Fluß herauf vorzudringen, da die Thurmſchiffe zu bedeutenden 
Tiefgang hätten. Von Fort Andrews aus konnten die Conföderirten 
die ſich heranwagenden leichteren Kanonenboote in den Grund bohren; 
zudem ſei die Beſatzung Wilmingtons erheblich verſtärkt worden. Der 

„Ralaigh Progreß“ dagegen ſieht die Situation in ſehr düſterem Lichte 
an; die Conföderirten hätten ſich bereits bis innerhalb acht Meilen 
von Wilmington zurückgezogen. General Ferry habe die Stadt zur 
Uebergabe aufgefordert, es herrſche ungeheuere Verwirrung, und der 
allgemeine Eindruck ſei, daß Wilmington ſich ergeben werde. — 
Die nordſtaatliche Flotte von Charleston erhält Verſtärkungen. 
Von Pocataligo aus find die Bundestruppen 7 Meilen gegen Charles⸗ 
don vorgerückt; wie von Hilton Head berichtet wird, find am Upper Broad 
River 2000 Mann Confoͤderirte gefangen, und 3 Geſchüße erbeutet wor 


den. General Schofield iſt mit einem Corps der Thomasſchen Armee in 
Virginien angekommen; ob er zu Grant oder zu Sherman ſtoßen wird, 
ſteht nicht feſt. Von Naſhville find große Truppenmaſſen nach New⸗ 
Orleans abmarſchirt, welche eine Expedition gegen Mobile oder den 
Red River aufwärts unternehmen ſollen. — Fort Smith in Arkanſas 
ſoll mit feiner Beſatzung von 2000 Mann von dem (jüngft todtge⸗ 
ſagten) ſüdſtaatlichen General Price genommen worden ſein. — Im 
Süden wie im Norden ſind mannichfache Angaben über geſchehene oder 
bevorſtehende Stellenwechſel verbreitet, aus denen ſich das Richtige vom 
Unrichtigen noch nicht ſondern läßt. Das Cabinet des Präftdenten Da⸗ 
vis ſoll einer gänzlichen Umwandlung entgegengehen. Das Entlaſſungs⸗ 
geſuch des Kriegsminiſters Seddon hat Davis nicht angenommen; Mr. 
Benjamin hat nun gleichfalls um ſeinen Abſchied gebeten. Die Re⸗ 
folution des Congreſſes, welche den neuen Poſten eines Chefcomman⸗ 
deurs cedirt, iſt von Davis unterzeichnet worden und Lee wird dieſe 
Stelle vorausſichtlich erhalten; Johnſton (von dem es früher hieß, 
er habe bereits das Commando der Hood'ſchen Armee über⸗ 
nommen) ſoll nun zum Befehlshaber des virginiſchen Heeres ernannt 
fein. An Early's Stelle iſt General Gordon getreten; Breckinridge 
iſt angeblich mit dem Commando des Departements jenſeits des Miſ⸗ 
ſiſſippi betraut worden. — Ob die Angaben, daß die Armeen des 
Potomac und des Jamesfluſſes vereinigt und unter Sheridan's Befehl 
geſtellt werden ſollen, ſowie daß General Banks das Kriegsminiſterium 
übernehmen werde, eine Begründung habe, bleibt zu erwarten. — Das 
Comite des Congreſſes, welches die Kriegführung zu verfolgen und zu 
unterſuchen hat, ſpricht Butler von der Schuld an dem Mißlingen 
des Angriffs auf Fort Fiſher frei. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Paris, 13. Febr. Der „Moniteur“ fixirt die Schatzbons⸗ 
zinſen in folgender Weiſe: 3% für Bons von 3 bis 5 Mo: 
nate, 4 für Bons von 8 bis 11 Monate, 4½ für Bons von 
ein Jahr. 
Correſpondenzen aus Rom ſagen: Der Papſt, obwohl 
mit dem Kaiſer Maximilian unzufrieden, werde den Nuntius 
doch in Mexico laſſen, aber kein Concordat abſchließen. 


(Wolff's T. B.) 
Petersburg, 12. Febr. 


Aus Anlaß der von einem Theile des 


moskauer Adels an den Kaiſer gerichteten Adreſſe, iſt ein vom 10. d.] Gali 


datirtes kaiſerliches Nefeript folgenden Inhalts erſchienen: Die vollführ⸗ 
ten und vorbereiteten Reformen bewieſen hinlänglich die Fürſorge des 
Kaiſers für eine Verbeſſerung und Vervollkommnung der politiſchen 
Organiſation, nach Maßgabe der Möglichkeit. Die Vergangenheit müſſe 
ein Bürge für die Zukunft fein. Kein Unterthan dürfe den Beſchlüſſen 
des Kaiſers vorgreifen; keine Klaſſe ſei geſetzlich berechtigt, im Namen 
einer anderen zu ſprechen. Solche Abweichungen vom Geſetze könnten 
die Pläne des Zaren nur aufhalten. Er ſei feſt überzeugt, ähnlichen 
Hinderniſſen niemals wieder bei dem treuen Adel zu begegnen. 

Der Miniſter des Innern iſt beauftragt worden, das kaiſerliche Re: 
ſeript den Gouverneuren aller der Städte mitzutheilen, in denen Adels⸗ 
und Provinzialverſammlung tagen ſollten. 

Die „Deutſche Petersburger Zeitung“ widerlegt das Gerücht, nach 


welchem Rußland im Vereine mit Frankreich die deutſchen Mittelſtaaten] Paris 300 Erez 


Frankreichs und Rußlands Intereſſe ſei in Bezug 


moraliſch unterſtütze. 
Für Frankreich ſei Deutſchland eine 


auf Deutſchland ein verſchiedenes. 


Drohung, für Rußland eine Schutzmauer; Deutſchlands Einigkeit ge: 


reiche Rußland zum Vortheil, Deutſchlands Zwietracht bringe ihm 
Gefahr. (W. T. B.) 


= Breslau, 12. Febr. [Der Zug aus Wien! hat heut in Deiterr.: 
Oderberg den Anſchluß an den Perſonenzug nach Breslau nicht erreicht. 


— Breslau, 13. Febr. Seit dem 11. d. Mts. Nachmittags 
find aus Wien über Oderberg keine Poſtſachen hier eingetroffen. 


Breslau, 13. Februar. [Feuer.] Geſtern Abend 8 Uhr wurde die 
Feuerwehr alarmirt und rückte nach dem Hauſe Schmiedebrücke 20. Auf 
dem Boden des im Hofe belegenen Seitengebäudes war, vermuthlich durch 
aus dem Schornſtein herausgefallene Funken, der Fußboden nebſt Kehlbalken 
in Brand geraten, doch wurde das Feuer von den Hausbewohnern noch 
rechtzeitig bemerkt und gelöſcht, ſo daß die Feuerwehr keine Gelegenheit zur 
Thätigkeit fand. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Luft⸗ Wind⸗ 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ ri tung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer, | ratur, tärke. 
Breslau, 11. Febr. 10 U. Ab.] 335,34 —8,0] D. 2. Trübe. 
12. Febr. 6 U. Nrg.] 334,71 [8,0] NO. 1. Trübe. 
U. Nachm. 334,79 | —6,2] O. 1. Sonnenblicke. 
10 U. Abds.] 335,22 —10,2] SO. 1. Heiter. 
13, Febr. 6 U. Mrg.] 335,45 — 13,6] SO. 1. Heiter. 


Breslan, 13. Febr. elfen 13 F. 7 Z. U.⸗P. 2 F.— 3. 
and. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, II. Febr., Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war fortdauernd geſchäfts⸗ 
los, die Haltung matt. Die Zproz. begann zu 67, 20, hob fi auf 67, 25, 
fiel bis 67, 15 und ſchloß unbelebt zur Notiz. 
waren 89%, gemeldet. 
5proz. Rente 65, 10, 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 442, 50. 


Zproz. Spanier 40%, Iproz. Spanier 39. 
Credit⸗Mobilier⸗Aktien 963, 75. Lomb. 
Eiſenbahn⸗Aktien 550, — 


London, II. Febr., Nachm. 4 Ubr. Schneewetter. Conſols 89%, 

Iproz. Spanier 39%, Sardinier 78. Mexikaner 27%. Sproz. Ruſſen 1. 
Neue Rufen 89%, Silber —. Türkiſche Conſols 52. 

Die auſtraliſche Poſt ift geſtern in Malta eingetroffen. 

ien, 11. Februar. Feſt. Sprozentige Metalliques 72, 40, 1854er 

. Bank⸗Aktien 802, —. orbbahn —, —. National: Anleihe 

Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 201, 10, 


Bank 116. Rheiniſche 108%. Nordbahn 73%, Finnländ. Anleihe 82%, 
6proz. Verein. Staaten⸗Anleibe pr. 862 47. Disk 

Hamburg, 11, Febr. [Getreidemarkt.] Weizen ruhig. April⸗Mai 
5400 Pfd. netto 92% Banco⸗Thaler Brief 92 Geld, matt. oggen ßig 
April⸗Mai 5100 Br. brutto 78% Brief, 78 Gld., ſtille. Oel feſt, Mai 
26, Oktbr. 25 , —25 . Kaffee verkauft 5000 Sack Rio, 2000 Sack Domingo 
ſchwimmend. Zink ruhig. 

Liverpool, 11. Febr., Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle. 
Ballen Umſatz. Preiſe weniger feſt. Es war zu wenig Geſchäft, um die 
Notirungen feſtſtellen zu können, nominell waren dieſelben wie geſtern. 


Conſols von Mittags 1 Uhr] Rog 


Schluß⸗Courſe: Z3proz. Rente 67, 20. Italien. 
eſterr. 


2000 — 3000 2 


* an; 


Zune ee a 


Berliner Börse vom 11. Februar 1865. ; 


Fonds- und Geld-Gourse. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
F Dividende pro 1862 1863 Zi. 
dito 1880, 524 |97Y, ba. 3½% 31% 31½ 100% bz. 
dito 185304 97½% 8. — — fi be. 
dito 1 10 bz 1 6 4 bz. 
dito 18854½ 104% ba 4 @. 
dito 1856 102% ba. e 4 * 
dito 1857 4% 102½ bz 7 4 18½% ba. 
dito 185804½ 102½ bz. erl.-Potad.-Mg. 14 14 4 bs. 
dito 1864/4141024, bz. t 1% 8½ 4 133 bz. (i. b.) 
Staats-Schuldscheine]3 120 bz. — — |5 [72% bs. 
Präm.-Anl. von 185513121129 @. 8 1 4 br. 
Berliner Stadt-Obl. 4% 102% B. 1 1 31199 ½ 6. 
Kur- u. Neumärk, 87 ½ ba. 1 4 bz. 
2 Pommersche. . . 3187 Je bz dito St.-Prior.] — 4½ 88 L ba. 
E) 108 2 | 4 —— — er N — 1 445 459 
2 I — — z.Ludwi — ‚Ay, bs. l. . 
3 dito neue 4 195% ba. ndwigsh,-Bexb 9 4 146 hat 
Schlesische . 3½92 % bz. agd.-Halberst. 2 ½ 4 1215 bz. 
s/{Kur-u.Neumärk..\4 |97% ba. agdb.-Leipaig..|17 4 7b 
© | Pommersche..... 4 191% B. 5 gsh| 71 4 j131% a * bz 
5 JPosensche ......- 4 18% G. 42 4 % be. 
2 Preussische 4 971% dz ai 4 B. 
55 Westph.u. Rhein 4 198 8 4 4 ba. 
8 Sächsische bz 4 G. 
Schlesische 4 198% da. 4 & 76 bx. 
3½ 163 bs. 


Louisd’or 110%, bz. jOest.Bkn 89% bz. 
Goldkronen 9. 7%, G. |Poln.Bkn.— — 


*. 
119%, 119bz.(i.D.) 


5 
5 
8 
E 
N 
a 
EA 
8 
EE 8 
Er irre A 14 


Ausländische Fonds. 2 2 6 
Oesterr. Metalliques.j5 64 G. Oest. südl. St.-B.] — — 1146%4%bz.(i.D.) 
dito Nat.-Anl. . 6 |70% bz. - A 4 9% bı, 
dito Lott.-A. v. 50% |84%, & 14 de 6 4 [110% ba. 
dito dito 64l— 1 da. 6 4 14% 6. 
dito 54er Pr.- A. 4 |80 B. — 3 Ende29%, bz. 
dito Eisenb.-L. ..\— 75 ½ G. 4% 3½ 10 2½ E. 
Russ.-Engl. Anl. 1862/5 88% b>, 6 31797 F. (i. D.) 
dito Holl. Anl. 18645 88% bz. 74, 4 129% ba. 
dito Poln. Sch.-Obl.]4 |71% bz. 
Poln.Pfandbr. m. 4 781% @. e 
Poln. Obl. & 500 Fl. 4 89 % B. Bank- und Industrie-Papiere. 
ito à 200 Fl. 5 9% 6. 
dito 4 200 Fl. | — — Berl. Kassen-V. | 50% 6 
Kurhess. 40 Thlr. . — 8% etw. bz. |Braunschw. B.. 4 | — 


Bremer Bank. ..| 5 
Danziger Bank..| 6 
Darmst. Zettelb.| 9 


a7 
= 


Berg.-Märkische..... 102 B 'eraer Bank....| 71 
dito II. 4½%/101 bz Gothaer „ 5¹ 
dito IV. A999 ½% bz Hannoversche B.] 5 8 
dito III. v. St. 3½. U 1010, 6 Hamb. Nordd. B.] 6 
Cöln-M inden 4,1014, 6. „ Vereins-B.| 61 3¹ 
dito IILISs 106 B. Königsberger B Bu 
dito 4 194 bz. uxemburger B.]10 9 
dito IL] 192% bz. agdeburger B. 0 ja 
dito 4% 101% B. Posener Bank.. 30 
dito zw ja % 6%“ Preuss. Bank.-A.| 61/4, 7% 
Cos A 4 |90 br. Thüringer Bank.] 3 * 
z. Ludwigsb... 86 B. Weimar 1 51 
n is > — — 
1% one. a Berl. Hand.-Ges.| 9 8 
> Ten Coburg.Oredb-A.|8 | 7 
1 Zweigb.. 1 2 — — 
r 5 102 @ -Com.-Ant. 
Oberschles. A. . 4 [96 0. ade aaa | © 
> Res 3½ 88 ½ ba. Leipziger 2 31% 4 
a Con Io —— eininger “hr! 7 
to D. . . . . 98% ba. oldauerLds.-B.| 21/4, | 21% 
auto E. 9 2 = Oesterr.Credb. 6 
32534 5 ba Bank-Ver..| 6 6 
3 1247 bz. u. B 
Rhein. v. St. gar. q 444½%101½ bz, inerva. . . — 
Rhein-Nahe-B. gar. 100 % bz. r.v.Eisenbbfd.| 8½ 8 
Weohsel-Course. 
Amsterdam 250 Fl. 4 10T.144%½% G. Augsburg 100 Fl. 2 M. 66. 26 ba. 
dito dito 2 M. 143 7 be. Leipsig 100 Thlr. 4 T. 954% G. 
Hamburg 300 . . 48 T.] 183 ½ bz. to dito 2 M. 9% 8. 
dito dito 2 M. 182½ ba. Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M. 56. 28 bs 
London I Lät........ 3 M. 6. 21%, du. Petersburg 100 f.-R. 3 W. 87 bs. 

a res.. 2 M. 80 2. dito to 3 M.|86 ba. 
Wien 150 Fl. 8. T. 89 ½% bz. Warschau 90 8.-R. ...|8 T. 78½ bz. 
dito dito 2 M. 88 % bs Bremen 100 Thlr. 8 T. lich, dr. 

Berlin, 11. Febr. Weizen loco 45—57 Tl. nach 4. 
Hoggen loco neuer 35 Thl. ab Bahn bez., Febr. 34½ Thl. bez. und Br 
% L. Gd. Mai⸗ Juni 


bl. Gld., Frühjahr 34 ah bez. und Br., 33% 
244 „ 1 Al. bez., Juni⸗Jult 35 17 Thi. bez., Jull⸗ Aug. 36% 
, A Eb, Aug Bept. 0 Ai Br, 27 hl. Gd. 
20% 37% W Ye 2. 22% Thi. Ban be, gi br 
— „ feiner poln. ab Bahn eru i g 
und br Mi 21 Thl. Br., Frühjahr 21% Tl. Br. Mal unf Bir 
Thl. bez, J. t 22% Tbl. Br., Juli⸗Aug. 23 Thi. nom, — Erbſen, 
Kochwaare 43—50 Thl., Futterwaare l. — Rübböl loco 11 


Thl. Br., flüſſiges 12 Thl. Br., Febr. und Febr.⸗März 11 
25 12- 11%, Tbl. 855 12 70. B., 11% zu Gib, HH 


/ l. bez., 
l. Gld., April⸗Mai 13% — %, Th.. bey 
l. = und Gld. 7 


1. Br., A 
14 — 7 Thl. bez., Aug.⸗Sept. 14, — / Thl. bez., Cent il u . 


Breslau, 13. Februar. Wind: uni Wetter: ſchön. Ther⸗ 

mometer Früh 13 Grad Kälte. Bei ſehr beſchränktem Umſatz, iſt am heuti⸗ 

Hr — d Rn 84 88. (al. beider 5065 . 
eizen wurde wenig beachtet, pr. R „ weißer 50— 125 

48—58 Sgr., feinſte Sorte über Notiz be 15 un . ab er 

weißer 48—60 Sgr., gelber 48—56 Sgr., fein e Sorte über Notiz bezahlt, 

erwachſener Weizen 44—48 Sgr. — Roggen behauptet, pr. 84 fd. 

40 Sgr., ſeinſte Sorte bis 41 Sgr. bezahlt. — Gerſte fill 

36—37 Spt helle 32—33 Sgr., gelbe 28—31 Sgr. — „ pr. 

50 Pfd. 24—27 Sgr. — ard 

eſt. — Lupinen gefragter. — 

ein feſt. — Want DEE Sgr. pr. 


pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen alter 60—64—73 Erbſen sul . 54—58--62 
a Br neuer . 5460-64 Lupinen 607075 
Gelber Welzen, Be 8 an 1. 
70 — rr r. pr . 
Erwachſenet Weizen ... 44—46—48 Sch — 8 dat es 
4 38—39—41 er⸗ Raps 176 206 — 223 
10 Ferch nernsenee 8 — EB 55 193 208 
i RER ommer-Rübfen.... 150- 173—183 
Kleeſaat bei ftillem Geſchäft, rothe ordin 


bei ftile are 14%—18 Tylr, mittle 
18% —20% Thir., feine 325% Thlr., hochſeine 26 2275 Tol 2 
weiße ordinäre 13 —16 Thlr., mittle 17—19 Thlr., feine 2023 Thlr., 
bochfeine 24.25% Thlr. pr. Gentner. 
Thymothee ſeſt, 12—14% Thlr. pr. Centner. 
Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. Netto 22—26 Sgr., Metze 1—1% Sgr. 
Robes Rabl pr. tr, been Dahl Jh 12 Tol Frübiab 
ohe . Ctr. loco r., Februar 2 jahr 
11% Thlr., Herbſt = Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart & 80 % Tales 
loco 12% Thlr., Februar 12% Thlr., Frühjahr 13 Thlr. 


Theater⸗ Repertoire. 

Montag, den 13. Febr. Viertes Gaſtſpiel des königl. Hofſchauſpielers 
Herrn Herrmann Hendrichs und Gaftipiel der zn Hofſchauſpielerin 
Frau Auguſte Formes. „Das Gefängniß.“ Luſtſpiel in 4 Akten 
von R. Benedix. (Doktor Hagen, Hr. Herm. Hendrichs. Mathilde, Frau 
Formes.) Vorher, neu einftubirt: „Doktor Robin.“ Luſtſpiel in 1 Akt, 
nach dem Franzöſiſchen des Premary von Friedrich. (Garrid, Herr Herm. 
Hendrichs. Jackſon, Hr. Richter. Mary, Frl. Heinz. Sir Arthur, Hr. 
Filſinger. Edith, Frau Heinke.) { 

instag, den 14, Febr. Benefiz ber königl. Hofſchauſpielerin Frau 
Auguſte Sara und zweites Gaſtſpiel des Hrn. ers vom Skadt⸗ 
Theater zu Leipzig. 1) „Frauenkampf.“ Luſtſpiel in 3 Akten, nach Seribe 
von Olfers. (Gräfin von Autreval, Frau Form — 2) Zum 12, Male: 
„Zehn Mädchen und kein Mann.“ Komiſche Operette in 1 Akt von 
Franz von Suppé. 3) Zum zweien Male: „Carlotta Patti⸗Concert.“ 
Schwank mit Geſang und Tanz in 1 Aft und 2 Bildern von Salingrs, 
Muſik von Lang. (Windig, Hr. Chronegk.) 


Gemälde. Scusſtellung, rar 
Geöffnet täglich bis 8 uhr Abends. Entree 5 Sgr. [638] 


Verantwortlicher Redactenr: Dr, 
Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


| 
| 


